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Zusammenfassung und Beschlüsse 

 

Grundlagen der Pflegeheimplanung 2016 

Das Bundesgesetz über die Krankenversicherung (KVG; SR 832.10) verpflichtet die 
Kantone, eine Pflegeheimplanung zu erstellen und diese regelmässig zu überprüfen. 
Erst die Aufnahme auf die Pflegeheimliste berechtigt die Heime zur Abrechnung der 
Pflegebeiträge mit den Krankenversicherern und zur Verrechnung der Eigenanteile an 
die Bewohnerinnen und Bewohner.  

Die Pflegeheimplanung war bisher Teil des Alterskonzepts Thurgau 1999 bzw. 2011. 
Auf Grundlage des Berichts des Schweizerischen Gesundheitsobservatoriums (Obsan) 

vom 8. Juli 2014, und den aktualisierten Daten für das Jahr 2014 vom 27. Januar 2016 
werden mit der Pflegeheimplanung 2016 die Planwerte für Pflegeheimplätze mit Zeitho-
rizont 2030 neu festgelegt. 

Das KVG gilt für alle Menschen, die krankheitsbedingt medizinische und pflegerische 
Massnahmen benötigen. In die Pflegeheimplanung 2016 sind daher auch Planwerte für 
Pflegeheimplätze für pflegebedürftige Menschen mit Behinderung aufzunehmen. 

Die Beurteilung und Auswahl der auf die Liste aufzunehmenden Pflegeheime mit Fest-
legung der Anzahl Pflegeplätze, insbesondere unter Berücksichtigung der Kriterien der 
Qualität der Leistungserbringung und der Wirtschaftlichkeit, erfolgt erst in einer zweiten 
Phase. Dieser Schritt der Zuteilung soll wie bisher rollend jeweils als Änderung der 
Pflegeheimliste erfolgen. Zwecks rechtsgleicher Behandlung werden klare Zuteilungs-
kriterien für die Vergabe von Pflegeheimplätzen an Pflegeheime und IV-Einrichtungen 
mit Pflegeabteilungen vorgegeben.  

 

Pflegeheimplanung für Menschen im AHV-Alter 

Planwerte für Menschen im AHV-Alter mit Zeithorizont 2030 

Zwischen der Pflegeheimplanung 2016 und dem Geriatrie- und Demenzkonzept beste-
hen wichtige Abhängigkeiten, da der Bedarf an Pflegeheimplätzen auch von den ambu-
lanten Pflege- und Betreuungsstrukturen und deren Finanzierung abhängt. Die Pflege-
heimplanung zeigt letztendlich die gesundheitspolitische Ausrichtung in der Versorgung 
pflegebedürftiger Menschen auf. Im vorliegenden Bericht werden drei Szenarien mit den 
notwendigen Massnahmen und finanziellen Konsequenzen skizziert.  

Szenario A 

Das Szenario A kann als Fortsetzung der bisherigen gesundheitspolitischen Stossrich-
tung mit freier Wahl des Aufenthalts- bzw. Behandlungsortes und generell gut verfügba-
ren Kapazitäten in den Pflegeheimen charakterisiert werden. Die Pflegeheime haben 
einen grossen Handlungsspielraum. Es erfolgt keine aktive Steuerung hin zur ambulan-
ten Versorgung. In den nächsten 15 Jahren müssen unter diesen Prämissen gut 50 % 
bzw. 1ó500 zusätzliche Plätze geschaffen und betrieben werden. Die Pflegeheim-Quote 
bei 93 % Auslastung beträgt im Jahr 2030 20,9 % der 80-jährigen und älteren Bevölke-
rung (19,4 % bei 100 %). Das Szenario lässt die bisherige, regional sehr unterschiedli-
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che Entwicklung zu, z. B. dass in den Bezirken Münchwilen und Weinfelden das statio-
näre Angebot stark genutzt wird, während in der Region Frauenfeld die Regel Ăambu-
lant vor stationärñ eine grössere Bedeutung hat.  

Szenario B 

Das Szenario B setzt die Ansätze des Geriatrie- und Demenzkonzeptes in Bezug auf 
die Pflege um. Es wird eine Pflegeheim-Quote zwischen der bisherigen und einer rest-
riktiven Ausrichtung (Szenario C) angestrebt. Die Pflegeheim-Quote bei 93 %-iger Aus-
lastung soll bis zum Jahr 2030 auf 16,6 % der 80-jährigen und älteren Bevölkerung sin-
ken (15,4 % bei 100 %). Der Anteil der Bewohnerinnen und Bewohner in tiefen Pflege-
stufen bis max. 40 Min./Tg. wird dabei auf 13 % festgelegt und entspricht dem Anteil 

des Kantons Tessin oder des Bezirks Kreuzlingen im Jahr 2012. Ausgehend vom Stand 
Ende 2015 beträgt der zusätzliche Bedarf auf der Pflegeheimliste bis 2030 450 Plätze. 
Allerdings ist der Zusatzbedarf in den Bezirken äusserst unterschiedlich. Im Bezirk 
Weinfelden zum Beispiel bestehen heute deutlich mehr Pflegeheimplätze als im Szena-
rio B für Menschen im AHV-Alter für das Jahr 2030 nötig sind. Der Ausgleich ist über 
den Bedarf an Pflegeheimplätzen für Menschen mit Behinderung zu schaffen. 

Szenario C 

Zentrale Steuerungselemente sollen im Szenario C das Prinzip ambulant vor stationär 
noch konsequenter durchsetzen. Der Anteil von Personen in Pflegeheimen mit leichter 
Pflegebedürftigkeit wird auf null reduziert. Das Szenario C verfolgt die Konzentration der 
Pflegeheime auf eine hohe Pflegebedürftigkeit (Pflegestufen 3 - 12 bzw. c) ï l) von Art. 
7a KLV). Es entspricht dem ursprünglichen Obsan-Modell. Das Szenario bedingt ein 
steuerndes Eingreifen und hohe Eintrittsschwellen in Pflegeheime sowie einen flächen-
deckenden starken Ausbau der ambulanten Pflege- und Entlastungsangebote. Im Sze-
nario C vermag das heutige Angebot den Bedarf bis 2030 zu decken. Die Pflegeheim-
Quote bei 93 %-Auslastung soll im Szenario C auf 14,4 % sinken (13,4 % bei 100 %).  

Weitere Herausforderungen 

Aufgrund der steigenden Zahl alterskranker Menschen im Verhältnis zu den pflegenden 
und betreuenden Angehörigen sind - unabhängig vom gewählten Szenario - Massnah-
men zur Stabilisierung der Anzahl von pflegenden und betreuenden Angehörigen und 
Freiwilligen dringend notwendig. Der Bericht zum Geriatrie- und Demenzkonzept1 
zeichnet solche Massnahmen mit den Schwerpunkten Information, Beratung und v. a. 
Entlastung auf. 

Finanzielle Auswirkungen 

Die unterschiedlichen finanziellen Auswirkungen der Szenarien sind im Bericht aufge-
zeigt. Der Mehrbelastung der öffentlichen Hand in der ambulanten Pflege und Betreu-
ung in den Szenarien B und C steht die Dämpfung der Kostensteigerung bei den Er-
gänzungsleistungen zur AHV gegenüber. In finanzieller Hinsicht entscheidend ist, in 
welchem Ausmass Menschen in wirtschaftlich bescheidenen Verhältnissen zu Hause 

                                            
1
 Bericht der Projektgruppe Geriatrie- und Demenzkonzept Kanton Thurgau vom 30. Juli 2015 
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unterstützt werden können und damit Pflegeheimeintritte verzögert werden. Dazu 
braucht es physisch, psychisch und sozial unterstützende Angebote der Pflege, Betreu-
ung und Entlastung, welche für diese Zielgruppe durch die öffentliche Hand mitfinanziert 
werden müssen. Die Kostenschätzungen zeigen, dass das Szenario C für die öffentli-
che Hand die grösste Nettobelastung ergeben dürfte. 

Zuteilung der Planwerte an die Pflegeheime 

An der bisher praktizierten Zuteilung der Planwerte (Anzahl Pflegeplätze) an die Pflege-
heime wird festgehalten. Sie erfolgt auf Antrag der Institution, des Investors bzw. der 
Gemeinde. Es werden keine festen Planungsregionen gebildet, der Antragsteller ent-
scheidet wie bisher, welche Gemeinden in den regionalen Bedarfsnachweis einbezogen 

werden. Pflegeheime, die bisher Plätze für die Gemeinde geplant und bereitgestellt ha-
ben, sind im Nachweis zu berücksichtigen. 

Während drei Jahren nicht beanspruchte Plätze auf der Pflegeheimliste können redu-
ziert und vom Regierungsrat ohne Neubeurteilung an ein Pflegeheim in einem Bezirk 
mit Zusatzbedarf bis 2030 vergeben werden. 

 

Beschluss Planwerte für Menschen im AHV-Alter 

Die Pflegeheimplanung 2016 ist mit den Planwerten von Szenario B (Pflegeheim-
Quote bei 93 % Auslastung: 16,6 % 2020; 16,1 % 2025 und 15,4 % 2030) ergänzt mit 
24 Plätzen für Akut- und Übergangspflege sowie 80 Plätzen für Kurzaufenthalte im 
Zeithorizont bis 2030 für Menschen im AHV-Alter mit zivilrechtlichem Wohnsitz im Kan-
ton Thurgau umzusetzen. 
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Pflegeheimplanung für pflegebedürftige Menschen mit Behinderung 

Planwerte für pflegebedürftige Menschen mit Behinderung bis 2030 

Pflegebedürftige Menschen mit Behinderung können sowohl in vom Kanton anerkann-
ten sozialen Einrichtungen für Menschen mit Behinderung (IV-Einrichtung) als auch in 
Pflegeheimen für Menschen im AHV-Alter wohnen. In Bezug auf die Finanzierung der 
Pflegeleistungen soll der Status des Heimes mittelfristig keine Rolle mehr spielen. Für 
die Planwerte zur Aufnahme von IV-Einrichtungen auf die Pflegeheimliste des Kantons 
Thurgau wird auf die Einstufung der Hilflosenentschädigung abgestellt. In der Planung 
werden die Stufen mittel und schwer der Hilflosentschädigung zugrunde gelegt, das 
entspricht 23,3 % der Bewohnerinnen und Bewohner von IV-Einrichtungen. Der Bedarf 
an Pflegeheimplätzen für Menschen mit Behinderung mit zivilrechtlichem Wohnsitz im 
Kanton Thurgau liegt aktuell bei 908 Plªtzen und steigt bis zum Jahr 2030 auf 1ó170 
Plätze an. Dies entspricht einer Pflegeheim-Quote von 0,5 % bezogen auf die Bevölke-
rung unter 65-jährig. Derzeit halten sich allerdings nur 55 % in Pflegeheimen und IV-
Einrichtungen im Kanton Thurgau auf.   

Zuteilung der Planwerte an die Pflegeheime und Einrichtungen für Menschen mit 
Behinderung und Ermittlung des Pflegebedarfs 

Während die Gemeinden für die Bereitstellung von Pflegeheimplätzen zuständig sind, 
ist der Kanton für die ausreichende Bereitstellung von Plätzen für Menschen mit Behin-
derung zuständig. Die Zuteilung von Pflegeheimplätzen an Einrichtungen für Menschen 
mit Behinderung folgt analogen Regeln wie bei Pflegeplätzen für Menschen im AHV-
Alter. Als Einzugsgebiet gilt der ganze Kanton. Damit ist für den Bedarfsnachweis der 
Planwert des Kantons massgebend.  

In Abweichung zu den Pflegeheimen für Menschen im AHV-Alter ist der Pflegebedarf 
von Menschen mit Behinderung in der Regel nur jährlich zu erheben. Eine Neubeurtei-
lung soll erfolgen, wenn die Einstufung des individuellen Betreuungsbedarfs (IBB-
Ranking) massgeblich ändert. 

Finanzielle Auswirkungen der Pflegeheimliste für Menschen mit Behinderung 

Mit der Gleichbehandlung aller pflegebedürftigen Menschen in der Pflegefinanzierung 
werden in einer ersten Etappe Kosten im Umfang von 3,2 Mio. Franken als Krankenver-
sicherungsleistungen abgerechnet. In einer zweiten Etappe wird der Mehrbedarf an 
Pflegeleistungen aufgrund der demografischen Entwicklung von geschätzt 4 Mio. Fran-
ken weiterverrechnet und in einer dritten Etappe werden auch die Leistungen für weni-
ger stark pflegebedürftige Personen gemäss den Regeln der Pflegefinanzierung behan-
delt. In der praktischen Umsetzung werden zudem Kosten vom kantonalen Sozialamt 
zum Sozialversicherungszentrum (Ergänzungsleistungen) verschoben.  

Beschluss Planwerte für pflegebedürftige Menschen mit Behinderung 

Die Pflegeheimplanung 2016 gemäss KVG wird mit den Planwerten für Pflegeplätze für 
pflegebedürftige Menschen mit Behinderung zivilrechtlichem Wohnsitz im Kanton Thur-
gau wie folgt umgesetzt: 1ó100 Plªtze in 2020, 1ó160 in 2025 und 1ó170 in 2030 (Pflege-
heim-Quote bei 93 % Auslastung: 0,5 % der Bevölkerung unter 65-jährig). 

 



Amt für Gesundheit 

 
 

10, Stand 23. Februar 2016 

Pflegeheimplanung 2016 Übersicht 

Menschen im AHV-Alter  

 
Szenario 

Plätze  
20151) 

Plätze 
2020 

Plätze 
2030 

Spezielle  
Plätze Zusatz 

Pflegeheim-
Quote 2015 

Pflegeheim-
Quote 2030 

Anteil  
leichte  

Differenz 
Investitions- 

Differenz  
Betriebs- 

Differenz 
Kosten  

     
AÜP2) 

Kurz-
zeit-
plätze 

Pflegeheim-
bew. 65+ in % 
Bev.zahl 80+3) 

Pflegeheim-
bew. 65+ in % 
Bev.zahl 80+ 

Pflegestufe 
(bis zu 
40 Min./Tg) 

kosten zu 
Szenario A 
bis 2030 

kosten zu 
Szenario A 
bis 20304) 

Kanton und 
Gemeinden 
zu Szenario 
A bis 20304) 

A 2ó982 3ó270 4ó500 16 50 25,0 % 20,9 % 30,4 % --- --- --- 

B 2ó982 2ó590 3ó570 24 80 25,0 % 16,6 % 13,0 % -200 Mio.  -62 Mio. -0.4 Mio. 

C 2ó982 2ó250 3ó100 24 100 25,0 % 14,4 % 00,0 % -314 Mio. -94 Mio. +2.6 Mio 

1) 
Plätze auf der Pflegeheimliste sind inkl. 135 Menschen mit Behinderung unter 65-Jahren, diese eingerechnet, würde die Pflegeheim-Quote 2015 26.1 % betragen;  

2)
 Akut- und Übergangspflege; 

3)
 Durchschnittswerte gemäss Berechnungsmodell, im Einzelfall andere Belegung; 

4)
 Kosten pro Jahr. 

Platzbedarf und Pflegeheim-Quote mit 7% Reserve (Sollwert der Auslastung ist 93%). 

Pflegebedürftige Menschen mit Behinderung  

Planwerte und  

Finanzierung1) 

Plätze 

20152) 

Plätze 2020 Plätze 2030 Pflegeheim-Quote 
2030; Pflegebedürf-
tige Menschen mit 
Behinderung in % 
Einwohnerzahl <65 

Sozialamt 

IVSE- 

Finanzierung 

Amt für  

Gesundheit 

Anteil Rest-

kosten 50 % 

Gemeinden 

Pflegerest-

kosten 50 % 

Kranken- 

versicherung 

OKP-Beitrag 

Pflege 

1. Etappe bis 20183) 135 620 1ó170 0,5 % - 3 Mio. 0,8 Mio. 0,8 Mio. 1,6 Mio. 

2. Etappe bis 20204) 135 620 1ó170 0,5 % -- (Zusatz-

bedarf) 

1 Mio. 1 Mio. 2 Mio. 

3. Etappe bis 20305) 135 620 1ó170 0,5 % 4 - 7 Mio. 2 Mio. 2 Mio. 4 Mio. 

1)
 Kostenbasis 2015; 2) In Pflegeheimen für Menschen im AHV-Alter auf der Pflegeheimliste nicht separat ausgewiesen; 

3) ca. vier IV-Einrichtungen; 4) zusätzlich ca. fünf Heime mit Alterspflegeabteilungen bis 2020; 5) Weitere 550 Plätze 2021 bis 2030 
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1 Ausgangslage 

1.1 Bisherige Pflegeheimplanung - Planwerte 

Mit Beschluss Nr. 1363 vom 19. Dezember 1995 erliess der Regierungsrat erstmals ei-
ne Pflegeheimliste für den Kanton Thurgau. Die Liste wurde zwischenzeitlich mit insge-
samt 19 Beschlüssen den aktuellen Veränderungen angepasst, letztmals mit RRB Nr. 
995 vom 15. Dezember 2015. Grundlage der Pflegeheimplanung bildet des Alterskon-
zept Thurgau 1999 bzw. jenes vom 6. Dezember 2011. Im Alterskonzept 2011 wurde 
die bisherige Entwicklung im Wesentlichen fortgeschrieben. Die Planwerte wurden auf 
25,1 % der 80-Jährigen und Älteren im Jahr 2015, 24,1 % in 2020 und 21,1% in 2030 
festgelegt. Bis ins Jahr 2020 wären damit bereits 3ó773 resp. zusªtzlich 850 Plªtze 
(+ 29 %) zum Bestand von Ende 2014 zu bauen, zu betreiben und zu finanzieren.  

Der Bericht des Schweizerischen Gesundheitsobservatoriums vom 8. Juli 2014, Statis-

tische Grundlagen zur Pflegeheimplanung 2012 - 2030 Kanton Thurgau (OBSAN Be-
richt 2014), sowie der Zwischenbericht Kanton Thurgau Pflegeheimplanung 2016 vom 
22. Juli 2014 legen die Grundlagen für die Pflegeheimplanung 2016 von Menschen im 
AHV-Alter. 

Mit RRB Nr. 637 vom 2. September 2014 wurde die Bettenobergrenze für Pflegeheim-
plätze auf der Pflegeheimliste des Kantons Thurgau für die Thurgauer Wohnbevölke-
rung im AHV-Alter (65-jährige und älter) im Sinne eines Moratoriums während der Pla-
nungsphase auf insgesamt 3ó222 Betten beschränkt.  

Der OBSAN Bericht legt dar, dass knapp 6 % der Plätze (150 im Jahr 2012) durch pfle-
gebedürftige Menschen mit Behinderung unter 65-Jahre belegt sind, was einer Zunah-
me von 19 % zwischen 2009 auf 2012 bzw. knapp 4 % pro Jahr entspricht (126 im Jahr 
2009). Nicht eingerechnet sind pflegebedürftige Menschen mit Behinderung, die in einer 
anerkannten Einrichtung des kantonalen Sozialamtes auf der Planungsgrundlage von 
Art. 10 des Bundesgesetzes über die Institutionen zur Förderung der Eingliederung von 
invaliden Personen (IFEG) wohnen. Der aktuelle und künftige Bedarf von Pflegeplätzen 
für pflegebedürftige Menschen mit Behinderung (unter dem und im AHV-Alter) erfordert 
Beachtung und wird als separater Teil in die Pflegeheimplanung aufgenommen.  

1.2 Planungsauftrag gemäss Krankenversicherungsgesetz 

Gemäss Art. 39 des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (KVG; SR 832.10) 
sind die Kantone verpflichtet, eine Pflegeheimplanung zu erstellen und regelmässig zu 
überprüfen. Erst die Aufnahme auf die Pflegeheimliste berechtigt die Heime zur Ab-
rechnung der Pflegebeiträge mit den Krankenversicherern und zur Verrechnung der Ei-
genanteile an die Bewohnerinnen und Bewohner. Seit dem Jahr 2011 sind gemäss 
KVG der Kanton und die Gemeinden zur Restkostenfinanzierung verpflichtet und zwar 
bezüglich aller Plätze, die auf der Pflegeheimliste aufgeführt sind. Kanton und Gemein-
den müssen die Pflegeversorgung der Bevölkerung mit ausreichenden Plätzen in den 
Pflegeheimen bzw. der Spitex sicherstellen.  

Wie viele Leistungen stationär durch die Pflegeheime erbracht werden sollen und wie 
viele ambulant (primär durch die Spitex) hängt von der gesundheitspolitischen Ausrich-
tung ab. Damit wird gleichzeitig die Finanzierung gesteuert. Je nach Leistung sind dies 
in unterschiedlichem Mass der Kanton, die Gemeinden und die Sozialversicherungen. 

Pflegeheime sind gemäss Art. 39 KVG zur obligatorischen Krankenpflegeversicherung 
(OKP) zugelassen, wenn sie über zweckentsprechende Einrichtungen, über das erfor-
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derliche Fachpersonal verfügen, eine geeignete pharmazeutische Versorgung gewähr-
leisten sowie der von einem oder mehreren Kantonen gemeinsam erstellten Planung für 
eine bedarfsgerechte Versorgung entsprechen. Die Verordnung über die Krankenversi-
cherung (KVV; SR 832.102) legt sodann in Art. 58a bis e die Planungskriterien fest. Art. 
58c bestimmt eine kapazitätsorientierte Planung für Pflegeheime. Darunter ist die An-
zahl der benötigten Plätze (Betten) für die Wohnbevölkerung eines Kantons zu verste-
hen. Falls eine regionale Planung als sinnvoll erscheint, sind zusätzlich die Kapazitäten 
pro Planungsregion (z. B. Bezirk) festzulegen. 

Gemäss bundesgerichtlicher Rechtsprechung hat der Planungsprozess in einem zwei-
stufigen Verfahren zu erfolgen. In einer ersten Phase wird der Bedarf in nachvollziehba-
ren Schritten ermittelt. Dies erfolgt mit dem vorliegenden Bericht. Die Kantone sind zur 
Koordination ihrer Planungen verpflichtet. Ziel ist die Steuerung der Gesamtkapazitäten. 
Zudem ist bei der Planung der Heimplätze auch die Planung der ambulanten Pflegever-
sorgung einzubeziehen. 

In der Auswahl der auf der Liste aufzunehmenden Pflegeheime sind insbesondere die 
Kriterien der Qualität der Leistungserbringung und der Wirtschaftlichkeit zu berücksich-
tigen. Dieser Schritt der Zuteilung soll wie bisher rollend jeweils als Änderung der Pfle-
geheimliste erfolgen. Als Grundlage müssen zwecks rechtsgleicher Behandlung klare 
Zuteilungskriterien vorgegeben werden (vgl. Kap 15 und 18).  

Die kantonale Pflegeheimplanung im stationären Bereich erfasst alle Institutionen, wel-
che mehr als vier pflegebedürftige Personen für die Dauer von mindestens fünf Tagen 
in der Woche gegen Entgelt, Unterkunft, Verpflegung, Betreuung oder weitere Dienst-
leistungen gewähren, insbesondere 

a) Plätze für Menschen im AHV-Alter in Pflegeheimen gemäss § 24 des Gesetzes über 
das Gesundheitswesen (Gesundheitsgesetz; RB 810.1); 

b) Plätze für pflegebedürftige Menschen mit Behinderung in Pflegeheimen für Men-
schen im AHV-Alter und in Einrichtungen für Menschen mit besonderen Bedürfnis-
sen (IV-Einrichtungen)1, die als Pflegeheime bewilligt sind; 

c) Pflegewohngruppen; 

d) Plätze des Betreuten Wohnens, sofern die Leistungen für Bewohnerinnen und Be-
wohner denjenigen in einem Pflegeheim gleichkommen; 

e) Akut- und Übergangspflege gemäss KVG zusätzlich zu den unter a) bis d) berech-
neten Planwerten. 

f) Plätze für Kurzzeitaufenthalte zusätzlich zu dem unter a) bis d) berechneten Bedarf. 

 

Der vorliegende Bericht legt die Planwerte sowie die Zuteilungskriterien für Pflegeplätze 
zur Sicherstellung der stationären Pflege und Betreuung im Pflegeheim mit Standort 
Kanton Thurgau für den Zeithorizont bis 2030 in Anwendung von Art. 39 KVG und Art. 
58a bis e KVV fest. 

 

                                            
1
 Für die Planung 2016-2020 siehe auch Angebots- und Strukturentwicklung im Bereich der Einrichtun-
gen für Menschen mit Behinderung im Kanton Thurgau,  
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2 Grundsätze und Grundlagen der Pflegeheimplanung 2016 

2.1 Grundsätze in der altersmedizinischen Versorgung 

Das Alterskonzept 2011 enthält Leitlinien und Anregungen für die generelle Gestaltung 
und Entwicklung des Altersbereichs im Kanton Thurgau. Mit Ausnahme der Abschnitte, 
welche die konkrete Pflegeheimplanung betreffen (S. 45-55), hat es weiterhin Gültigkeit.  

Die gesundheitspolitische Stossrichtung der medizinischen Behandlung und Betreuung 
alter, kranker Menschen wird im Geriatrie- und Demenzkonzept gelegt. Das Geriatrie- 
und Demenzkonzept hat daher einen direkten Einfluss auf die Szenarien der Pflege-
heimplanung 2016. 

2.2 Grundsätze bei pflegebedürftigen Menschen mit Behinderung 

Pflegebedürftige Menschen mit Behinderung können sowohl in vom Kanton anerkann-
ten sozialen Einrichtungen für Menschen mit Behinderung als auch in Pflegeheimen für 

Menschen im AHV-Alter wohnen. Das KVG gilt für alle Menschen, die krankheitsbedingt 
medizinische und pflegerische Massnahmen benötigen, soweit die erbrachten Leistun-
gen und die Institution die Bedingungen des KVG erfüllen. Der rechtliche Status der In-
stitution spielt dabei keine Rolle. Anerkannten Einrichtungen für Menschen mit Behinde-
rung bzw. einzelnen Abteilungen kann eine Bewilligung als Pflegeheim  erteilt werden. 

2.3 Grundlagen für die Projektarbeit und die Festlegung der Planwerte 

Die konzeptionellen Grundlagen und Beschlüsse für die Projektarbeit sind in Anhang 2 
zusammengefasst, ebenso die gültigen statistischen Grundlagen für die Pflegeheimpla-
nung 2016.  

Die vom Obsan errechneten Varianten für den Bedarf für Menschen im AHV-Alter wer-
den in drei Szenarien zusammengefasst und in Teil B (Kap. 5 bis 7) mit den Vorausset-
zungen und Konsequenzen erläutert. 

Der Bedarfsplanung von Pflegeheimplätzen für pflegebedürftige Menschen mit Behinde-
rung (unter 65-jährig und im AHV-Alter) dient insbesondere der Bericht der Hochschule 
Luzern, Soziale Arbeit, Einrichtungen für erwachsene Menschen mit Behinderung im 
Kanton Thurgau, Planungsbericht für die Periode 2015 - 2020 vom 23. April 2015, so-
wie die Sozialmedizinische Statistik des Bundesamtes für Statistik Teilbereich IV-
Einrichtungen (SOMED-Statistik). 
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2.4 Grundsätze für die Festlegung der Planwerte 

Die Bedarfsplanung erfolgt gemäss folgenden Grundsätzen: 

a) Die Planwerte für den Kanton und die Bezirke für Menschen im AHV-Alter werden 
wie bis anhin in Prozent der 80-Jährigen und Älteren festgelegt. Sie umfassen die 
erforderlichen Pflegeheimplätze für die Bevölkerung mit zivilrechtlichem Wohnsitz im 
Kanton Thurgau. 

b) Die Planwerte für pflegebedürftige Menschen mit Behinderung und zivilrechtlichem 
Wohnsitz im Kanton Thurgau werden in Prozent der 20 bis 64-jährigen Bevölkerung 
festgelegt. 

c) Die Planwerte sollen aus Praktikabilitätsgründen das gesamte Angebot an Pflege-
heimplätzen umfassen, unabhängig davon, ob einige dieser Plätze von nichtpflege-
bedürftigen Personen belegt werden.  

d) Besondere Angebote wie z. B. Pflegewohngruppen, Betreutes Wohnen oder spezifi-

sche Angebote für Bewohnerinnen und Bewohner mit einer dementiellen Erkrankung 
sind in den Planwerten enthalten und werden nicht separat geplant.  

e) Plätze für Kurzzeitaufenthalte werden separat ausgewiesen, da es sich um regionale 
Angebote handelt.  

f) Plätze für Akut- und Übergangspflege (AÜP) werden separat ausgewiesen, da es 
sich um kantonale Angebote handelt. 
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3 Statistische Planungsgrundlagen Pflegeheimplätze im AHV-Alter 

3.1 Ist-Situation in der Beanspruchung von Pflegeheimplätzen 

Die Anzahl benötigter Pflegeheimplätze wird statistisch über die Pflegeheim-Quote von 
Personen in Alters- und Pflegeheimen dargestellt (Quote in Bezug auf die Anzahl 80-
Jähriger und Älterer in Bevölkerung1). Darin nicht eingerechnet sind pflegebedürftige 
Menschen mit Behinderung in IV-Einrichtungen, da dort die Pflegebedürftigkeit bisher 
nicht wie in Pflegeheimen erhoben wird. Der Kanton Thurgau stand bei der Pflegeheim-
Quote im interkantonalen Vergleich im Jahr 2008 mit 26,6 % an zwölfter und im Jahr 
2014 mit 21,7 % an 14. Stelle.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abbildung 1: Pflegeheim-Quote als Anteil der Bewohnerinnen und Bewohner 65-jährig und älter in Pfle-
geheimen an der Einwohnerzahl 80-jährig und älter. 

 

Die Unterschiede in der Beanspruchung von Pflegeheimplätzen zeigen sich noch deut-
licher, wenn die Pflegeheim-Quoten in zwei Altersgruppen, die 65-79-Jährigen und die 
80-Jährigen und Älteren unterteilt werden (vgl. Abbildung 1). 

Der Anteil der 65-79-Jährigen in Pflegeheimen bezogen auf diese Bevölkerungsgruppe 
liegt zwischen 1,2 % in Basel-Land und 2,3 % in Appenzell Ausserrhoden, der Kanton 
Thurgau liegt mit 1,4 % nahe beim Durchschnitt von 1,6 %.  

 

                                            
1
 Alterskonzept Kanton Thurgau, überarbeitete Fassung vom 6. Dezember 2011; Statistische Grundlagen 
zur Pflegeheimplanung 2012-2030, Kanton Thurgau vom 8. Juli 2014 (OBSAN-Bericht 2014),  
Bundesamt für Statistik / Themen / 14 - Gesundheit / Gesundheitsdienste und Personal / Sozialmedizi-
nische Institutionen / Indikatoren / Betagte Personen (SOMED-Statistik BFS); www.bfs.admin.ch. 

http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index.html
http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/themen.html
http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/themen/14.html
http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/themen/14/03.html
http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/themen/14/03/02.html
http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/themen/14/03/02.html
http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/themen/14/03/02/key.html
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Abbildung 2: Pflegeheim-Quote unterteilt in die Altersgruppen 65-79-Jährige und 80-jährige und älter. 
Quote als Anteil der Bewohnerinnen und Bewohner in Pflegeheimen an der jeweiligen Einwohnerzahl der 
Altersgruppe. 

Auch innerhalb des Kantons Thurgau bestehen grosse Unterschiede in der Pflegeheim-
Quote der 80-Jährigen und Älteren (vgl. Tabelle 1 und Abbildung 2). Die Quote des Be-
zirks Kreuzlingen liegt im Jahr 2012 mit 13.2 % im Quervergleich zwischen den beiden 
tiefsten Kantonen Genf und Waadt, während der Bezirk Frauenfeld mit 15.9 % identi-
sche Zahlen wie Basel-Stadt auswies. In der Zwischenzeit hat durch die Schaffung zu-
sätzlicher Pflegeheimplätze ein gewisser Ausgleich innerhalb des Kantons stattgefun-
den. Der Bezirk Münchwilen liegt jedoch auch im Jahr 2014 mit einer Quote von 20,0 % 
gleich hoch wie der Kanton, mit der 5. höchsten Quote. Wie im Jahr 2012 weisen im 
Jahr 2014 nur Schaffhausen, Glarus, Uri und Appenzell Ausserrhoden höhere Pflege-
heim-Quoten aus. 

 

Pflegeheim-Quote 65-79-jährige 80-jährige und älter 

 2012 2014 2012 2014 

Bezirk Arbon 1,5 % 1,6 % 20,0 % 18,7 % 

Bezirk Frauenfeld 1,4 % 1,3 % 15,9 % 16,6 % 

Bezirk Kreuzlingen 1,8 % 1,3 % 13,2 % 15,1 % 

Bezirk Münchwilen 1,5 % 1,3 % 20,8 % 20,0 % 

Bezirk Weinfelden 1,8 % 1,6 % 17,9 % 16,8 % 

Thurgau Total 1,6 % 1,4 % 17,6 % 17,4 % 

Tabelle 1: Pflegeheim-Quote der Bezirke unterteilt in die Altersgruppen 65-79-Jährige und 80-Jährige und 
Ältere. Quote als Anteil der Bewohnerinnen und Bewohner von Pflegeheimen mit Wohnkanton Thurgau 
an der jeweiligen Einwohnerzahl der Altersgruppe. 
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Abbildung 3: Pflegeheim-Quoten Kanton Thurgau nach Wohnbezirk vor Heimeintritt, nur Langzeitaufent-
halte in Schweizer Alters- oder Pflegeheimen. 65-79-Jährige bezogen auf die gleichaltrige Einwohnerzahl 
und 80-Jährige und Ältere bezogen auf die gleichaltrige Einwohnerzahl bzw. alle Bewohnerinnen und 
Bewohner 65-Jahre und älter bezogen auf die Einwohnerzahl 65-jährig und älter am 31.12.2014 / Bevöl-
kerung am 31.12.2014.          © Obsan 2015 

Bei grossem Platzangebot innerhalb eines Bezirks ist die Wanderungsbewegung in 
Pflegeheime anderer Bezirke und Kantone im Vergleich tief. Der Anteil der Personen, 
die in Pflegeheimen ausserhalb des Bezirks2 wohnten, liegt für Arbon (14 %), Münchwi-
len (12,3 %) und Weinfelden (15,6 %) deutlich tiefer als für Frauenfeld (32,6 %) und 
Kreuzlingen (25,6 %). Die Zahlen zeigen weiter, dass bei einem tiefen Angebot an Pfle-
geheimplätzen in der Region zwar eine höhere Wanderungsbewegung in angrenzende 
Bezirke erfolgt, die Zahl der insgesamt belegten Pflegeheimplätze im Total jedoch tiefer 
liegt (vgl. Abbildung 3 und Tabelle 2 a und b). 

Tabelle 2a : Wanderungsbewegung in Alters- und Pflegeheime nach Bezirk, Anzahl Personen. 
1)

 Die zwei Spalten "Teilbezirk Frauenfeld Nord/Süd" zerlegen die Gesamtsumme des Bezirkes Frauen-
feld (z. B. 40 Bewohnerinnen und Bewohner, die sich im Bezirk Frauenfeld in einem Pflegeheim aufhal-
ten, kommen aus dem Bezirk Kreuzlingen; von diesen 40 Personen halten sich 37 in einem Pflegeheim 
im Teilbezirk Frauenfeld Nord auf und 3 in einem Pflegeheim im Teilbezirk Frauenfeld Süd. 

 

                                            
2
 Anteil Bewohnerinnen und Bewohner mit Wohnsitz im Bezirk und Aufenthalt in Pflegeheimen aus-
serhalb des Bezirks bezogen auf Gesamtzahl der Aufenthalte in Pflegeheimen mit Wohnsitz im Bezirk.  

  

Arbon Frauenfeld 
Teilbezirk 
Frauenfeld

1)
 Kreuzlingen Münchwilen Weinfelden 

Thurgau 
Total 

Anderer 
Kanton  

Total 

Nord Süd 

Herkunft 

 

Zielort, Standort Pflegeheim (Anzahl Bewohnerinnen und Bewohner) 

Arbon 567 6 6   12 6 33 624 35 659 
Frauenfeld 3 405     20 64 49 541 60 601 
Teilbezirk Nord 2   132 19 7 5 14 179 35 214 
Teilbezirk Süd 1   8 246 13 59 35 362 25 387 
Kreuzlingen 6 40 37 3 300 3 40 389 14 403 
Münchwilen 1 6 2 4 4 363 15 389 25 414 
Weinfelden 17 5   5 14 25 448 509 22 531 

Thurgau Total 594 462 185 277 350 461 585 2452 156 2608 

Anderer  
Kanton  71 64 41 23 14 72 138 359 * 359 

Total  665 526 226 300 364 533 723 2811 156 2967 



Amt für Gesundheit 

 

20, Stand 23. Februar 2016 

Tabelle 2b: Wanderungsbewegung in Alters- und Pflegeheime nach Bezirk, Anteile in Prozent;  
Quelle: BFS, SOMED 2014; BFS, STATPOP 2014 / Auswertung Obsan. Wanderungsbewegung nach 
Herkunftsbezirk vor Heimeintritt, nur Langzeitaufenthalte in Schweizer Alters- oder Pflegeheimen.  
Stand am 31.12.2014 / Bevölkerung am 31.12.2014.      © Obsan 2015 

 

Die hohe Zahl an Pflegeheimplätzen in den Bezirken Weinfelden, Arbon und Münchwi-
len ist vermutlich dadurch begründet, dass viele Heime gebaut wurden, bevor regionale 
Planwerte massgebend waren. Zudem wurden die lokalen und regionalen Planwerte in 
den letzten Jahren immer voll ausgeschöpft. 

3.2 Ist-Situation weitere Indikatoren von Pflegeheimaufenthalten 

Im Ausgleich zu tiefen Pflegeheim-Quoten werden in Kantonen mit weniger Pflegehei-
maufenthalten mehr Spitex-Leistungen beansprucht. Bei der Anzahl Personen, die Spi-
tex-Leistungen nutzten, liegt der Kanton Thurgau im schweizerischen Mittelfeld. Die An-
zahl der beanspruchten Spitex-Pflegestunden pro 1ó000 Einwohnerinnen und Einwoh-
ner 65-jährig und älter liegt hingegen in 2014 12,7 % unter dem schweizerischen Schnitt 
(in 2014 16 % darunter; vgl. Tabelle 13, Obsan Bericht und Kostenmonitoring der Kran-
kenversicherer 20153). Die Spitex-Pflegestunden werden in der BFS-Statistik nur pro 
statistikpflichtigen Betrieb erhoben. Sie könnten nur bei den Gemeinden mit einer sepa-
raten Erhebung vollständig (inkl. private Spitex und freiberuflich tätige Personen) aus-
gewiesen und den Bezirken bzw. Planungsregionen zugeordnet werden. Damit ist ein 
direkter innerkantonaler Vergleich zwischen der Pflegeheim-Quote und den Spitex-
Leistungen nicht möglich.  

 

 

 

 

 

 

 

 

                                            
3
 Monitoring der Krankenversicherungs-Kostenentwicklung; www.bag.admin.ch / Themen / Krankenversi-
cherung / Statistiken / Graph. Darstellungen / Kostenmonitoring. 

  Zielort, Standort Pflegeheim (%) 

Arbon 86.0 0.9 0.9   1.8 0.9 5.0 94.7 5.3 100.0 
Frauenfeld 0.5 67.4     3.3 10.6 8.2 90.0 10.0 100.0 
 Teilbezirk Frau-

enfeld Nord 0.9   61.7 8.9 3.3 2.3 6.5 83.6 16.4 100.0 
Teilbezirk Frau-

enfeld Süd 0.3   2.1 63.6 3.4 15.2 9.0 93.5 6.5 100.0 
Kreuzlingen 1.5 9.9 9.2 0.7 74.4 0.7 9.9 96.5 3.5 100.0 
Münchwilen 0.2 1.4 0.5 1 1.0 87.7 3.6 94.0 6.0 100.0 
Weinfelden 3.2 0.9 . 0.9 2.6 4.7 84.4 95.9 4.1 100.0 

Thurgau Total 22.8 17.7 7.6 10.1 13.4 17.7 22.4 94.0 6.0 100.0 

Anderer Kanton 19.8 17.8 11.4 6.4 3.9 20.1 38.4 100.0 
 

100.0 

Total  22.4 17.7 7.6 10.1 12.3 18.0 24.4 94.7 5.3 100.0 

http://www.bag.admin.ch/
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Der Anteil der Bewohnerinnen und Bewohner, die aus Spitälern in Pflegeheime überge-
treten sind, zeigt pro 1ó000 Einwohnerinnen und Einwohner 80-jährig und älter folgen-
des Bild:  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abbildung 4 Anteil Personen in Pflegeheimen, die aus einem Spital eingetreten sind bezogen auf die 
Einwohnerzahl 80-jährig und älter.  

 

Weiter wurde untersucht, ob mit steigendem Alter der Menschen im Pflegeheim ein hö-
herer Pflegebedarf verbunden ist (vgl. Anhang 4). Die Pflegestufe der Bewohnerinnen 
und Bewohner ab 65 Jahre hängt jedoch nicht mit dem Alter an sich zusammen.  

3.3 Ausserkantonale Inanspruchnahme / Bewohnerströme in Pflegeheimen 

Die bisherige Pflegeheimliste und die Planungsgrundlagen des Obsan bilden aus-
schliesslich den Bedarf für die Bevölkerung mit zivilrechtlichem Wohnsitz im Kanton 
Thurgau ab. Die Thurgauer Pflegeheime betreiben aufgrund ihrer Betriebsbewilligungen 
ca. 13 % der Plätze nicht für Thurgauerinnen und Thurgauer sondern für Bewohnerin-
nen und Bewohner mit zivilrechtlichem Wohnsitz in anderen Kantonen. Es nehmen je-
doch mehr Personen mit ausserkantonaler Herkunft ein Pflegeheim im Kanton Thurgau 

in Anspruch als umgekehrt. 
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Tabelle 3 gibt einen Überblick über die gesamte Belegung in Thurgauer Pflegeheimen: 

 
Erhebungs-
jahr 

Plätze ge-
mäss BFS 
Statistik 

Jahres-
durchschnitt, 
BFS-Statistik 

Jahresdurch-
schnitt, Jah-
reserhebung 

Pflegeheimliste 
ohne Akut- und 
Übergangspflege 

Differenz  
BFS zu  
Pflegeheimliste 

2014 3ó0011) 2ó783 2ó726 2ó922 166 

2013 3ó025 2ó831 2ó758 2ó922 103 

2012 2ó928 2ó749 2ó716 2ó908 20 

2011 2ó981 2ó770 2ó701 2ó886 95 

2010 2ó888 2ó669 2ó728 2ó862 26 

Tabelle 3: Pflegeheimplätze als Vergleich der Platzzahl gemäss BFS-Statistik, durchschnittlich belegte 
Plätze im Gesamtjahr (Anzahl Pflegetage / 365 Tg.) und der Bettenzahl gemäss Pflegeheimliste Kanton 
Thurgau. Die Plätze für die Pflegeheimliste sind für eine Auslastung von 93 % berechnet.  
1) 

gemäss BFS Statistik 2014 (www.bfs.admin.ch / Gesundheitsdienste und Personal / Sozialmedizinische 
Institutionen / Indikatoren).  
Gemäss Betriebsbewilligung (inkl. Kurzzeitplätze, ohne Akut- und Übergangspflege) sind mit Stand 31. 
Dezember 2015 3088 Plätze bewilligt. Die aktuelle Pflegeheimliste per 31. Dezember 2015 führt 2ó982 
Plätze. Seit 2012 sind zusätzlich 16 Plätzen für Akut- und Übergangspflege zugelassen. 

Anhang 4 zeigt die Bewohnerströme pro Kanton gemäss BFS-Statistik auf. Im Jahr 
2014 stammten 13,8 % der Bewohnerinnen und Bewohner in Thurgauer Pflegeheimen 
aus anderen Herkunftskantonen. Der Netto-Überschuss aus anderen Kantonen betrug 
7,9 % bezogen auf die im Thurgau gepflegten Kantonseinwohnerinnen und  
-einwohner.  

Es ist davon auszugehen, dass die Krankenversicherer bisher die Beiträge für alle Be-
wohnerinnen und Bewohner von Pflegeheimen im Kanton Thurgau den OKP-Kosten 
und damit den Prämien der Thurgauerinnen und Thurgauer belastet haben. Ein Netto-
Überschuss von 8 % entspricht bezogen auf die Pflegeheimbeiträge der Krankenversi-
cherer 0.43 % der OKP-Kosten bzw. der Krankenkassenprämien (Fr. 1.15 pro Versi-
cherte Person und Monat auf Basis des Kostenmonitorings 20154). 

Die anstehende KVG-Revision sieht vor, dass zukünftig in der OKP die Regelung ge-
mäss Bundesgesetz über Ergänzungsleistungen zur Alters-, Hinterlassenen- und Invali-
denversicherung (ELG; SR 831.30) übernommen wird und ein Pflegeheimaufenthalt 
keinen Wohnsitz mehr begründet. Die Kosten sollten folglich den Kostenträgern des zi-
vilrechtlichen Wohnkantons belastet werden, das gilt sowohl bezüglich Kantons- und 
Gemeindebeiträgen als auch bezüglich der Versicherungsbeiträge. 

Die Pflegeheimplanung 2016 und die Pflegeheimliste des Kantons Thurgau berücksich-
tigen den Bedarf für Personen mit zivilrechtlichem Wohnsitz im Kanton Thurgau. 

                                            
4
 Monitoring der Krankenversicherungs-Kostenentwicklung (3. Quartal 2015), Bundesamt für Gesundheit. 

http://www.bfs.admin.ch/
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3.4 Auswertungen in Zusammenhang mit den Ergänzungsleistungen zur AHV 

3.4.1 Unterschiede in den EL-Beiträgen zwischen Heimaufenthalt und zu Hause 

Die Beiträge der EL werden durch den Aufenthaltsort wesentlich mitbestimmt. Tabelle 4 
gibt einen Überblick der Kosten auf Basis der im Jahr 2014 gültigen Tarife mit den 
durchschnittlichen effektiven Vergütungen für Pflegeheimtaxen und EL-Krankheits- und 
Behinderungskosten. 

Jährliche EL 

Im Pflegeheim  
Alleinstehende, 
Durchschnittstaxe 

Zu Hause,  
Alleinstehende 

Allgemeiner Lebensbedarf 
 

19'210.00 

Persönliche Auslagen (15 bzw. 25% vom allgemeinen 
Lebensbedarf) 2'892.00 

 Max. Mietzins 
 

13'200.00 

Notwendige Miete rollstuhlgängige Wohnung, max. 
 

3'600.00 

Durchschnittliche Taxe für Pflegeheim (Fr. 161.- inkl. 
max. Eigenanteil der Pflege) 58'765.00 

 Total jährliche EL 61'657.00 36'010.00 

   Krankheits- und Behinderungskosten (EL-KK) 
  Max. Vergütung 6'000.00 25'000.00 

Effektiv geltend gemachte EL-KK im Durchschnitt 981.00 828.00 

Total jährliche EL mit maximaler Limite für EL-KK 67'657.00 61'010.00 

Total EL mit effektiv geltend gemachten EL-KK 62ó638.00 36ó838.00 

 
Innerhalb der Krankheits- und Behinderungskosten 
Kosten für Bereitstellung von Grundleistungen 
des Betreuten Wohnens gemäss § 14 Abs. 2 TG-ELV 

 
3'600.00 

Tabelle 4: Unterschiede der Vergütung bei Aufenthalt im Heim und zu Hause für EL-Bezügerinnen und 
EL-Bezüger zur AHV im Jahr 2014. 

Die max. Limite bei den Krankheits- und Behinderungskosten (EL-KK) zu Hause ge-
mäss Gesetz und Verordnung ist im Vergleich zum Heimaufenthalt zwar sehr hoch be-
messen, die Leistungen werden jedoch kaum beansprucht. Die Vergütungen der EL-KK 
betreffen im Heim und zu Hause in erster Linie Franchisen und Selbstbehalt sowie 
Zahnarztkosten. Die Gründe für die geringe Beanspruchung sind nicht bekannt. 

Die effektive Differenz der EL-Beiträge zwischen einem Heimaufenthalt und dem Leben 
zu Hause betrªgt also mehr als Fr. 25ó000.- pro Jahr, bei Personen im Betreuten Woh-
nen sind es immer noch Fr. 22ó000.- jährlich. 

3.4.2 Zusammenhang zwischen Pflegeheimplätzen und EL-Quote im Heim 

Der Anteil der EL-Bezügerinnen und EL-Bezüger zur AHV an der gleichaltrigen Bevöl-
kerung ist in den Westschweizer Kantonen und im Tessin deutlich höher als in den Kan-
tonen der Innerschweiz und der Ostschweiz (vgl. Anhang 2). Der Anteil der Personen, 
die in Heimen wohnen, hängt nicht nur vom Anteil der EL-Bezügerinnen und EL-
Bezüger ab, sondern von weiteren Faktoren (z. B. wie diese Personen zu Hause unter-
stützt werden können). Kantone mit weniger Pflegeheimplätzen haben tendenziell auch 
einen höheren Anteil an EL-Empfängerinnen und EL-Empfängern zu Hause (vgl. Abbil-
dung 5). 
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Abbildung 5: Anteil der Bezügerinnen und Bezüger von EL zur AHV in Heimen im Vergleich zur Gesamt-
zahl der EL-Bezügerinnen und EL-Bezüger zu AHV (zu Hause und im Heim). 

3.4.3 Zusammenhang zwischen Heimaufenthalt und EL-Bedürftigkeit 

Abbildung 6 zeigt, dass zwischen der EL-Bedürftigkeit und dem Heimeintritt häufig ein 
direkter Zusammenhang besteht. Im Jahr 2014 mussten 5,3 % der Personen kurz vor 
dem Heimeintritt EL beanspruchen, bei 15,3 % erfolgte die Unterstützung ab Heimein-
tritt und bei 24,4 % der Bewohnerinnen und Bewohner im Verlauf des Heimaufenthal-
tes.  

 
Abbildung 6: Anteil der Bewohnerinnen und Bewohner in Pflegeheimen, die EL beanspruchen, bezogen 
auf den Zeitpunkt des erstmaligen EL-Bezugs. 

Es wird weiter vermutet, dass EL-Bezügerinnen und EL-Bezüger vergleichsweise früher bzw. 

mit geringerer Pflegebedürftigkeit ins Pflegeheim eintreten als Personen ohne Ergänzungsleis-

tungen. Die in 2014 eingereichten Rechnungen zur Restkostenfinanzierung sind in Abbildung 7 
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den Pflegestufen gemäss Art. 7a Krankenpflegeleistungsverordnung (KLV; SR 832.112.3) zu-

geordnet.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

u
 

Abbildung 7: Zuordnung der eingereichten Rechnungen zur Pflegefinanzierung zu den Pflegestufen ge-
mäss Art. 7a KLV (Januar 2013-Oktober 2015), unterschieden nach EL-Bezug (mit / ohne EL), unter 
Pflegestufe 2 wird kein Beitrag rückvergütet. 

Durchschnittlich stammen 48,8 % der Rechnungen von EL-Bezügerinnen und EL-
Bezügern. In den Pflegestufen 2 sind es jedoch 52,6  % und in der Stufe 3 gar 64,3 %. 
Zudem ist zu berücksichtigen, dass 24,4 % der Personen erst im Verlauf des Pflege-
heimaufenthaltes EL beziehen. Der EL-Anteil sollte somit nicht in tiefen, sondern in hö-
heren Pflegestufen grösser sein als der Durchschnitt. Das gilt, selbst wenn Bewohne-
rinnen und Bewohner ohne EL in tiefen Pflegestufen eventuell nicht alle Rechnungen 
einreichen.  

Aus den Daten ist zu schliessen, dass EL-Bezügerinnen und EL-Bezüger häufiger aus 
nicht rein medizinischen und pflegerischen Gründen in Pflegeheimen wohnen. Wenn es 
gelingt, mit geeigneten Massnahmen der ambulanten Versorgung den Heimeintritt von 
EL-Bezügerinnen und EL-Bezügern zu verzögern, kann die Entwicklung der EL-Kosten 
beträchtlich gedämpft werden. Bei einer durchschnittlichen Aufenthaltsdauer im Pflege-
heim von 930 Tagen ergeben sich ca. 400 Eintritte von (künftigen) EL-Bezügerinnen 
und EL-Bezügern pro Jahr. Eine Verzögerung um einen Monat ergäbe Einsparungen 
von Fr. 2ó000.- pro Person und damit insgesamt rund Fr. 800ó000.- pro Jahr. Die Entlas-

tung würde vollumfänglich zu Gunsten des Kantons erfolgen, da die Differenz zwischen 
EL zu Hause und im Heim einzig vom Kanton getragen werden muss. 
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4 Szenarien der Bedarfsplanung 2030 
Zwischen der Pflegeheimplanung und dem Geriatrie- und Demenzkonzept bestehen 
wichtige Abhängigkeiten, da ambulante und stationäre Strukturen aufeinander abge-
stimmt sein müssen. Ein wesentlicher Faktor in der Planung von Pflegeheimplätzen ist 
die Versorgungsstruktur für leicht pflegebedürftige Menschen. In Kantonen mit einer 
hohen Pflegeheim-Quote leben mehr Menschen ohne bzw. mit geringem Pflegebedarf 
im Pflegeheim als in Kantonen mit tieferem Platzangebot. Die ambulanten Leistungen 
bzw. Strukturen der Pflege, Hilfe und Betreuung sind dafür in Kantonen mit weniger 
Pflegeheimplätzen stärker ausgebaut.  

Abbildung 8 zeigt, dass der Anteil der Personen mit leichtem Pflegebedarf (bis 40 Min. 
pro Tag) im Durchschnitt weiter abgenommen hat. Der schweizweite Durchschnitt lag 
im Jahr 2014 bei 21,2 %, der Thurgau bei 30,4 % (2012: 22,1 % Durchschnitt Schweiz, 
29,5 % Kanton Thurgau). 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abbildung 8: Anteil der Personen > 65-Jahre in Pflegeheimen mit Pflegebedarf in den Stufen  
0-2 im 12-stufigen System gemäss Art. 7a KLV. SOMED 2012 und 2014, Auswertung Obsan. 

Die vom Obsan berechneten Varianten zur Pflegeheimplanung im Zeithorizont bis 2030 
gelten ausschliesslich für Menschen im AHV-Alter. Sie sind im Obsan-Bericht ausführ-
lich dargelegt und mit den Daten der Sozialmedizinischen Statistik 2014 aktualisiert5. 

Zur Vereinfachung werden sie in drei Szenarien gebündelt, die je eine unterschiedliche 
gesundheitspolitische Haltung und eine entsprechende Stossrichtung repräsentieren. 

Das Szenario A kann als Fortsetzung der bisherigen gesundheitspolitischen Stossrich-
tung mit Wahlfreiheit und Offenheit auch für Bewohnerinnen und Bewohner mit ausser-

                                            
5
 Obsan-Berichte: Statistische Grundlagen zur Pflegeheimplanung 2012-2030 Kanton Thurgau, 8. Juli 
2014; Statistische Grundlagen zur Pflegeheimplanung 2014-2030, Ausgewählte Tabellen und Abbil-
dungen aus den SOMED-Daten 2014, 22. Dezember 2015; www.gesundheit.tg.ch. 

http://www.gesundheit.tg.ch/
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kantonalem Wohnsitz bezeichnet werden. Der Bedarf an Plätzen auf der Pflegeheimlis-
te nimmt bis 2030 um 50 % zu. Die Ausprägungen werden in Kap. 5 ausgeführt. 

Im Szenario B wird eine Pflegeheim-Quote zwischen der bisherigen und einer restrikti-
ven Ausrichtung angestrebt. Die Pflegeheim-Quote bis zum Jahr 2030 soll auf 16,6 % 
der 80-jährigen und älteren Bevölkerung sinken (93 % Auslastung; vgl. Ausführungen in 
Kap. 6). Der Anteil der Bewohnerinnen und Bewohner in tiefen Pflegestufen bis max. 40 
Min./Tg. wird dabei auf 13 % festgelegt und entspricht dem Anteil des Kantons Tessin 
bzw. des Bezirks Kreuzlingen im Jahr 2012. Der zusätzliche Bedarf auf der Pflegeheim-
liste beträgt 19,7 % bei einer rechnerischen Auslastung von 93 % (11 % bei 100 %). 

Das Szenario C verfolgt die Konzentration auf eine hohe Pflegebedürftigkeit (Pflegestu-
fen 3 - 12 bzw. c) ï l) von Art. 7a KLV). Es entspricht dem ursprünglichen Obsan-
Modell. Das Szenario bedingt ein steuerndes Eingreifen und hohe Eintrittsschwellen in 
Pflegeheime sowie einen flächendeckenden Ausbau der ambulanten Pflege- und Ent-
lastungsangebote. Im Szenario C vermag das heutige und im Bau befindliche Angebot 

den Bedarf bis 2030 zu decken. Die Konsequenzen des Szenario C werden in Kap. 7 
abgeschätzt.  

Ausgehend von den Bevölkerungsszenarien entsprechen die Szenarien A-C folgendem 
Bedarf an Langzeitpflegeplätzen bei einer Auslastung von 93 %: 

 

Bedarfsplanung 
Thurgauerinnen 
und Thurgauer 

Pflegeheimliste 
31. Dezember 
2015 

Planwert (Bettenbedarf  
bei 93 % Auslastung im 

AHV-Alter) 

Zusatzbedarf 

2020 2025 2030 2020 2025 2030 

Szenario A 2ó982 3ó270 3ó860 4ó500  288   878 1ó518 

Szenario B 2ó982 2ó590 3ó060 3ó570 -392   78    588 

Szenario C 2ó982 2ó250 2ó660 3ó100 -732  -322     118 

Tabelle 5: Szenario A: inkl. Personen ohne bzw. mit geringem Pflegebedarf gleichbleibend wie im Jahr 
2014, Szenario B: inkl. Personen mit Pflegebedarf der Stufen 1 und 2 von 13%;  
Szenario C Quote stationär konstant, ohne Personen in Pflegestufen 1 und 2. Werte sind gerundet. 
Der Bedarf berechnet sich bei einem ausgeglichenen interkantonalen Wanderungssaldo, ohne Netto-
Überschuss von Bewohnerinnen und Bewohnern mit ausserkantonaler Herkunft. Im Zusatzbedarf noch 
nicht berücksichtigt sind 224 bewilligte, in Planung und Bau befindliche Pflegeheimplätze (Total 3ó206). 
Kapazitäten für Kurzzeitaufenthalte und Akut- und Übergangspflege sind zusätzlich zu berücksichtigen. 
Quelle: BFS, SOMED 2014; BFS, STATPOP 2014; BFS, ESS 2012, Bevölkerungsszenarien: Hauptsze-
nario, epidemiologische Szenarien: Referenzszenario; Auswertung Obsan 27. Januar 2016.  
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5 Szenario A 

5.1 Wahlfreiheit als gesundheitspolitische Stossrichtung 

Die heutige Situation und das Szenario A können als moderat wettbewerblich organi-
siertes Gesundheitswesen mit freier Wahl des Aufenthalts- bzw. Behandlungsortes und 
generell gut verfügbaren Kapazitäten in den Pflegeheimen und Spitälern charakterisiert 
werden.  

Die wohnortnahe ambulante Versorgung (ärztliche Grundversorgung, ambulante und 
stationäre Pflege) wird in drei Spezialbereichen durch zentrale Leistungsangebote un-
terstützt: 

- Palliative Care: Die Palliativstation im Kantonsspital Münsterlingen mit der mobilen 
Einheit Palliative Plus (vgl. Palliative Care Umsetzungskonzept6) unterstützt die 
Fachpersonen bei der Behandlung und Pflege von unheilbar kranken Menschen am 
Lebensende.  

- Psychisch erkrankte Menschen: Die in der Psychiatrieplanung 20127 festgelegte 
Strategie ambulant vor stationär wird mit einem breiten ambulanten, auch intensiviert 
ambulanten Angebot der Clienia Littenheid AG und der Psychiatrischen Dienste 
Thurgau sowie einer aktiven Steuerung der stationären Aufenthalte über das Auf-
nahme- und Abklärungszentrum in Münsterlingen umgesetzt. Damit wird die Ent-
wicklung der stationären Psychiatrie stark gedämpft.  

- Kinderspitex (pro Memoria): Die ambulante Pflege von Kindern wird durch eine kan-
tonsweit tätige private Spitexorganisation (ohne Leistungsauftrag, derzeit ohne Zu-
satzfinanzierung und wegen Finanzierungsproblem gefährdet) abgedeckt, mehrheit-
lich für pflegebedürftige behinderte Kinder mit Geburtsgebrechen.  

5.2 Pflegestrukturen im Szenario A  

5.2.1 Stationäre Pflegestrukturen im Szenario A 

Die Kapazitäten in den Pflegeheimen sind heute und im Szenario A so bemessen, dass 
diese einen grossen Handlungsspielraum haben. Die durchschnittliche Bettenauslas-
tung bezogen auf die Plätze gemäss Betriebsbewilligung lag im Jahr 2014 bei 87,8 % 
(3ó104 Plªtze). Bezogen auf die Plätze der Pflegeheimliste (inkl. abgerechnete Pflege-
tage für ausserkantonale Personen und Menschen mit Behinderung unter 65-jährig) lag 
die Auslastung bei 92,8 % (2013 bei 93,9 %, 2012 bei 92,5 %). Am Stichtag 31. De-
zember 2014 lag sie für Thurgauerinnen und Thurgauer bei 85 %.  
Im Szenario A erfolgt keine aktive Steuerung hin zur ambulanten Versorgung. Für die 
Pflegeheime besteht im Unterschied zu den Spitälern keine Aufnahmepflicht oder kan-
tonale Verpflichtung, Vorhalteleistungen wie Notfall- und Entlastungsplätze oder an den 
Spitalaufenthalt anschliessende Akut- und Übergangspflegeplätze bereitzustellen. Die 
öffentliche Hand übernimmt in der Mitfinanzierungspflicht gemäss KVG und subsidiär 

gemäss ELG die Kosten der effektiven Leistungserbringung.  

Im Szenario A soll die Pflegeheimliste einen aktiven Wettbewerb zwischen den Heimen 
ermöglichen. Für die Angebotsplanung wird daher von einer Auslastung ausgegangen, 

                                            
6
  Palliative Care Thurgau, Umsetzungskonzept, 1. November 2010 

7
  Versorgungs- und Strukturbericht mit Spitallisten ab 1. Januar 2012, 20. September 2011;  
Psychiatriekonzept, Bericht zur Psychiatrieplanung, 21. Februar 2011 
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die unter der maximal möglichen liegt. Konkret wird wie bis anhin von einer Soll-
Auslastung von rund 93 % ausgegangen. 

In der Umsetzung von Szenario A müssen in den nächsten 15 Jahren gut 50 % bzw. 
1ó500 zusätzliche Plätze geschaffen und betrieben werden. Die grösste Herausforde-
rung besteht darin, dass eine ausreichende Zahl qualifizierter, deutschsprechender 
Pflegefachpersonen ausgebildet bzw. rekrutiert werden kann (vgl. Kap. 14). Es besteht 
damit das Risiko, dass aus lokalen Standortüberlegungen heraus langfristig unwirt-
schaftliche Überkapazitäten in der Infrastruktur geschaffen werden, die nur mit sinken-
der Qualität betrieben werden können. Das Szenario lässt andererseits die bisherige, 
regional sehr unterschiedliche Entwicklung z. B. zwischen den Bezirken Münchwilen 
(stark genutztes stationäres Angebot) und Frauenfeld (in der Regel ambulant vor statio-
när) zu.  

5.2.2 Ambulante Beratungs- und Pflegestrukturen im Szenario A 

In der ambulanten Pflege sehen die Weisungen für Spitexorganisationen derzeit tägli-
che ordentliche Dienste von 7.00 bis 19.00 Uhr vor. Die Organisationen mit Leistungs-
auftrag der Gemeinden haben die Versorgungssicherheit im Einzugsgebiet sicherzustel-
len. Sie erhalten über die ordentliche Leistungsfinanzierung hinausgehend eine Abgel-
tung für gemeinwirtschaftliche Leistungen, insbesondere für den Service Public. Die zu-
nehmende Komplexität, die Anzahl der Klientinnen und Klienten sowie deren Erwar-
tungshaltung führen zunehmend zur Ausweitung der Betriebszeiten bis 22.00 Uhr. Die  
Spitexorganisationen mit Leistungsauftrag sind in einer Phase der Konzentration bzw. 
Konsolidierung mit derzeit 19 Organisationen. Dieser Prozess ist noch nicht abge-
schlossen und wird in den kommenden Jahren zu weiteren Zusammenschlüssen füh-
ren. Im Rahmen der Akut- und Überganspflege (AÜP) und von Palliative Care müssen 
die Organisationen im Verbund, jedoch ausschliesslich für bestehende Klientinnen und 
Klienten 24h rund um die Uhr erreichbar sein. Die Einsatzzeit vor Ort ist innerhalb von 
45 Min. zu gewährleisten. 

Aufgrund der demografischen Entwicklung (65-79-Jährige +57 %, 80-Jährige und Ältere 
+ 89 %8) werden die Zahl der pflegebedürftigen Personen und die Krankheitslast (Mul-
timorbidität) bereits ohne Verlagerung von Pflegeheimaufenthalten zur Spitex um min-
destens 40-50 % zu nehmen. Das bedingt eine bessere lokale Abdeckung mit Spitex-
diensten in Bezug auf die zeitliche Erreichbarkeit und die flächendeckende Pikettdienst-
regelung. In absehbarer Zeit dürfte jede Spitex mit Leistungsauftrag die Erreichbarkeit 
analog zur AÜP zur Verfügung stellen müssen (Erreichbarkeit innert 45 Min. 24h rund 
um die Uhr, kein Notfalldienst). Drehscheiben für die Koordination und die logistische 
Abwicklung der Hilfe und Pflege sowie erste Anlaufstellen für Informationssuchende 
sind wichtige Versorgungselemente (vgl. Bericht vom 30. Juli 2015 zum Geriatrie- und 
Demenzkonzept).  

5.3 Entwicklung der ambulanten Strukturen der Hilfe und Entlastung im 
 Szenario A  

Die Strukturen der Hilfe und Entlastung sind derzeit und im Szenario A weitgehend pri-
vaten Initiativen überlassen. Die Pro Senectute engagiert sich stark in der Hilfe zu Hau-
se, das Schweizerische Rote Kreuz (SRK) deckt das Kantonsgebiet insbesondere im 
Fahrdienst und im Entlastungsdienst ab. Zudem steht der Entlastungsdienst Thurgau 

                                            
8
 Dienststelle für Statistik Wohnbevölkerung nach Altersklassen 31. Dezember 2014 und Hauptszenario 
2030; www.statistik.tg.ch 
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den pflegenden Angehörigen zur Verfügung. Weiter bestehen vereinzelt Tagesstätten 
(vgl. Bericht zum Geriatrie- und Demenzkonzept9). Die Mitfinanzierung dieser ergän-
zenden ambulanten Dienste durch die Gemeinden ist in der kantonalen Verordnung 
zum Krankenversicherungsgesetz (TG KVV; RB 832.10) geregelt.  

Die Pflege durch Angehörige hat sich schweizweit infolge der sozio-demografischen 
Veränderungen zwischen 1997 und 2013 in etwa halbiert10. Aufgrund der steigenden 
Zahl alterskranker Menschen im Verhältnis zu den pflegenden und betreuenden Ange-
hörigen sind - unabhängig vom gewählten Szenario - Massnahmen zur Stabilisierung 
der Anzahl von pflegenden und betreuenden Angehörigen und Freiwilligen dringend 
notwendig. Der Bericht zum Geriatrie- und Demenzkonzept11 zeichnet solche Mass-
nahmen mit den Schwerpunkten Information, Beratung und v. a. Entlastung auf. 

5.4 Finanzierung im Szenario A 

5.4.1 Finanzierungsbedarf der Pflege- und Betreuungsstruktur im Szenario A 

Die Strukturen und die Art der Finanzierung - mit Fokus auf die KVG-pflichtigen Einzel-
leistungen - ändern im Szenario A gegenüber dem Ist-Zustand grundsätzlich nicht. Als 
Auswirkung der Spitalfinanzierung dürfte der Entlassungsdruck aus den Spitälern weiter 
zunehmen. Ohne wirksame steuernde Massnahmen des sogenannten Assessments 
und der Triage6) wird es vermutlich zu einer weiteren Verschiebung von frühen Spital-
entlassungen hin zu Pflegeheimeintritten führen. 

Im Szenario A sind in den Pflegeheimen ausreichend Kapazitäten vorhanden, um diese 
pflegebedürftigen Personen zu übernehmen und ihnen nicht nur kurzfristig als Akut- und 
Übergangspflege sondern auch den langfristigen Verbleib zu ermöglichen. Allerdings 
muss die grosse zusätzliche Infrastruktur finanziert und betrieben werden. Der hohe 
Wettbewerb um qualifizierte Fachpersonen wird die Löhne vermutlich zusätzlich anstei-
gen lassen.  

5.4.2 Auswirkungen auf die Ergänzungsleistungen im Szenario A 

Für pflegebedürftige Menschen im AHV-Alter, die subsidiär auf EL angewiesen sind, ist 
der Aufenthalt in einem Pflegeheim in aller Regel finanziell und administrativ einfacher 
zu bewältigen als ambulante Pflege und Betreuung zu Hause. Die Unklarheiten und 
Unsicherheiten betreffend Pflege zu Hause in der EL-Finanzierung sind im Bericht zum 
Geriatrie- und Demenzkonzept dargestellt. 

Trotz guter Verfügbarkeit von Pflegeheimplätzen konnte der Kanton Thurgau bisher den 
Anteil der EL-Bezügerinnen und Bezügern im AHV-Alter im Heim tief halten. Nur die 
Kantone Wallis, Zug, Tessin, Nidwalden und Aargau liegen noch tiefer. Die Gründe da-
für sind nicht bekannt. 

 

 

 

                                            
9
  Geriatrie- und Demenzkonzept, Vernehmlassungsentwurf vom 18. August 2015. Assessment und Tria-
ge können im Spital und/oder über verpflichtende, zentralisierte Entlassungspfade in der stationären 
Akut- und Übergangspflege erfolgen. 

10
 Die Zukunft des Pflegeheimmarkts, Gesundheitswesen Schweiz 2015; Credit Suisse Investment  
Strategy & Research, Juni 2015, Abb. 12. 

11
 Bericht der Projektgruppe Geriatrie- und Demenzkonzept Kanton Thurgau vom 30. Juli 2015 
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Abbildung 9: Anteile der Bezügerinnen und Bezüger von Ergänzungsleistungen zur AHV 65-jährig und äl-
ter bezogen auf die gleichaltrige Bevölkerung zu Hause und im Heim. 

 

Für die Finanzierung im Szenario A kann zusammenfassend davon ausgegangen wer-
den, dass bis 2030 die Kosten im Ausmass der demografischen Entwicklung um grob 
geschätzt 40-50 % zuzüglich Lohnkostensteigerungen zunehmen werden und es zu 
keinen signifikanten Verschiebungen zwischen den Versorgungsstrukturen kommen 
wird.  
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6 Szenario B 

6.1 Gezieltes Assessment und Triage als gesundheitspolitische Stossrichtung  

Das Szenario B der Pflegeheimplanung setzt die Ansätze des Geriatrie- und Demenz-
konzeptes in Bezug auf die Pflege um. Vorgesehen ist die etappenweise Einführung 
von Strukturen zum Screening, Assessment und der zielgerichteten Triage an mindes-
tens einem Kantonsspital und in der ambulanten Grundversorgung. Es führt in Richtung 
integrierte Gesundheitsversorgung. Wesentlich ist, dass die Angebote freiwillig genutzt 
werden sollen. Der Erhalt der Autonomie und Selbständigkeit im bisherigen Umfeld 
steht im Zentrum. Dafür sollen ambulante Unterstützungs- und Entlastungsangebote 
ausgebaut werden. Das setzt aber auch die entsprechende Bereitschaft bei den Ge-
meinden voraus. 

Mittels Assessment- und Triagezentrum in den Akutspitälern sowie der Akutgeriatrie 
werden geriatrische Patientinnen und Patienten bei einem Spitalaufenthalt mit dem 

Focus auf eine Rückkehr nach Hause behandelt. Sie werden gezielt auf die nachgela-
gerten Strukturen vorbereitet und die richtige Nachversorgung wird individuell organi-
siert. Pflegebedürftige Menschen sollen nicht aus sozialen oder wirtschaftlichen Grün-
den vom Spital in ein Pflegeheim übertreten müssen. 

6.2 Pflegestrukturen im Szenario B  

6.2.1 Stationäre Pflegestrukturen im Szenario B 

Mit dem Platzangebot an stationären Pflegeplätzen wird flächendeckend im ganzen 
Kanton in etwa die Bettendichte der Region Frauenfeld und Kreuzlingen des Jahres 
2012 angestrebt. Die Zahl der Pflegeplätze auf der Pflegeheimliste ist bis zum Jahr 
2030 um insgesamt ca. 590 Plätze bzw. 20 % zu erhöhen (Auslastung 93 %). Abzüglich 
der bereits in Planung und Bau befindlichen Plätze resultiert ein Bedarf von 360 Plät-
zen. Diese Plätze sollten insbesondere auch an innovative Wohnprojekte wie Generati-
onenhäuser und Betreutes Wohnen vergeben werden. Damit die Pflegeleistungen wirt-
schaftlich erbracht werden können, sollten solche Wohnprojekte an bestehende Pflege-
heime angegliedert werden.  

Es ist zudem absehbar, dass pflegebedürftige Menschen künftig ganz individuelle Ent-
scheidungen treffen wollen (Patientenverfügungen, Sterbehilfe, Wohnform etc.). Daher 
wird angeregt, auch ein Angebot von Pflegewohnungen in üblichen, hindernisfreien 
Wohnungen in Wohnquartieren zu entwickeln (auch als Wohngemeinschaften oder 
Mehrgenerationenhäuser). Damit soll flexibel auf einen steigenden oder sinkenden Be-
darf an Pflegeplätzen reagiert werden. Solche Wohnungen lassen sich örtlich gut mit  
Angeboten des Betreuten Wohnens verbinden. Es entstehen jedoch kaum zusätzliche 
Investitionskosten. Die bisherigen Erfahrungen (z. B. im Kanton Zürich) zeigen, dass 
Pflegewohnungen bei optimaler Führung mit den gleichen Tarifen wie Pflegeheime be-

trieben werden können. Die Voraussetzungen sind in den Weisungen für Pflegeheime 
unter dem Begriff ĂPflegewohngruppeñ geschaffen. Für Organisationsformen mit weni-
ger als fünf Plätzen gelten die Weisungen für Kleinheime. Die Pflegeleistungen in Klein-
heimen können über die Spitex oder ein Pflegeheim mit Spitexbewilligung organisiert 
werden. 

Mittelfristig ist eine tagesaktuelle Übersicht über die verfügbaren Pflegeplätze anzustre-
ben, damit Personen, die in ein Pflegeheim eintreten müssen bzw. wollen, rasch in der 
bevorzugten Region einen Platz finden. Die Möglichkeiten der stationären Akut- und 
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Übergangspflege sollen stärker genutzt und bezüglich Positionierung und Finanzierung 
auf nationaler Ebene weiter entwickelt werden (vgl. Kap. 11). 

6.2.2 Ambulante Beratungs- und Pflegestrukturen im Szenario B 

Die Strukturen lassen die Stossrichtung des Szenarios B zu. Erste Anlaufstellen und 
Drehscheiben, wie sie in Szenario A skizziert wurden, sind in Szenario B wichtig, damit 
die Zunahme der Klientinnen und Klienten bewältigt werden kann. Die Spitex soll die 
Einsätze zudem mit Informatikmitteln (insbesondere dem e-Mediplan und dem elektro-
nischen Patientendossier in der Koordination mit den Hausärztinnen und Hausärzten) 
optimieren können. Mit diesen Massnahmen sollen Notfälle aus pflegerischen Gründen 
in den Spitälern reduziert werden.  

In der Verfügbarkeit der Pflegeleistungen ist bei allen Spitexorganisationen mit Leis-
tungsauftrag mindestens der AÜP-Standard umzusetzen. 

6.3 Entwicklung der ambulanten Strukturen der Hilfe und Entlastung im  
 Szenario B 

Zur Entlastung der pflegenden und betreuenden Angehörigen müssen im Szenario B 
die ambulanten Entlastungsangebote gemäss Geriatrie- und Demenzkonzept ausge-
baut werden. Bei der Informationsvermittlung (inkl. freiwillige Schulungen) und den Ta-
gesstätten besteht der grösste strukturelle Nachholbedarf.  

Unbestritten ist, dass die Durchlässigkeit zwischen ambulanter und stationärer Versor-
gung durch Anreize gefördert werden soll und finanzielle Hürden abgebaut werden 
müssen. Die Gemeinden können einen aktiven Betrag zur Stossrichtung ambulant vor 
stationär leisten, indem sie beispielsweise folgende Punkte umsetzen: 

- Die Gemeinden setzen in ihren Alterskonzepten die Schwerpunkte für Menschen mit 
leichtem Pflegebedarf und dem Bedürfnis nach Sicherheit und Service bei den am-
bulanten Angeboten und für Menschen mit mittlerem bis hohem Pflegebedarf bei 
Pflegewohngruppen. 

- Da familiäre Strukturen teilweise wegfallen, begrüssen die Gemeinden Mehrgenera-
tionenprojekte. Sie suchen entsprechend aktiv nach dafür geeigneten Häusern und 
pflegen diesbezüglich die Zusammenarbeit mit dem Förderverein «Mehrgeneratio-
nenprojekte» (www.mgp-ost.ch). 

Für Personen in wirtschaftlich bescheidenen Verhältnissen müssen Anreize und Struk-
turen geschaffen werden, die ihnen erlauben, zu Hause zu bleiben. Dazu gehören auch 
Massnahmen im sozialen Bereich wie Sozialberatung, Nachbarschaftshilfe etc. Die Prü-
fung der EL-Beiträge hat ergeben, dass folgende Leistungen zu fördern sind, damit sie 
genutzt werden können: 

- Betreutes Wohnen (Anhebung Beitrag § 14 ELV): Der Gesamtbeitrag für die Miete 
und die Bereitstellung der Grundleistungen für Betreutes Wohnen in einer Wohnung, 

die an ein anerkanntes Heim angegliedert ist, sollen zusammen auf max. Fr. 1ó800.- 
pro Monat anstelle von bisher Fr. 1ó400.- angehoben werden. 

- Der Differenzbetrag zwischen dem Betreuten Wohnen und dem Wohnen zu Hause 
soll alternativ für folgende Leistungen beansprucht werden können: Begleitetes 
Wohnen, Betreuung zu Hause durch Entlastungsdienst, Haushalthilfe durch Spitex, 
Tagesheime oder Tagesstätten (in Summe max. Fr. 8ó400.- pro Jahr). 

Damit nicht nur EL-Bezügerinnen und EL-Bezüger, sondern alle Personen in wirtschaft-
lich bescheidenen Verhältnissen erreicht werden, soll die Mitfinanzierung der Leistun-
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gen auf alle pflegebedürftigen Personen im AHV-Alter ausgeweitet werden, die eine 
Prämienverbilligung erhalten. Die Leistungen werden auf 50 % derjenigen für EL-
Bezügerinnen und EL-Bezüger bzw. Fr. 4ó200.- pro Jahr begrenzt. Die Abrechnung er-
folgt zwischen den Leistungserbringern und der öffentlichen Hand als Ergänzung in der 
TG KVV. Die Beiträge im Einzelnen sind wie folgt anzusetzen: 

- Begleitetes Wohnen (Ergänzung TG KVV in Analogie zu § 14 ELV): Geschulte Per-
sonen mit Leistungsauftrag der Gemeinde bzw. von EL-anerkannten Organisationen 
befähigen die pflege- und betreuungsbedürftigen Menschen im AHV-Alter dazu, zu 
Hause zu bleiben und die Aktivitäten des täglichen Lebens auszuführen. Sie koordi-
nieren und organisieren mit und für die betreute Person Arztbesuche, Therapien, so-
ziale Kontakte und Aktivitäten, Haushaltarbeiten (inkl. Anteilen von Sozial- und All-
tagsberatung) im Umfang von bis zu 6 Stunden pro Monat. Der Ansatz pro verre-
chenbare Stunde beträgt Fr. 50.- bis max. Fr. 100.-. 

- Betreuung zu Hause durch Entlastungsdienste: Für Personen in wirtschaftlich be-
scheidenen Verhältnissen wird der Mindestbeitrag gemäss § 44 TG KVV angeho-
ben, um den Eigenanteil der anerkannten Entlastungsdienste (z. B. SRK, Entlas-
tungsdienst Thurgau) bis zur Limite von 32 Std. pro Monat zu decken. Der Beitrag 
der öffentlichen Hand beträgt für diese Personen Fr. 20 bis max. Fr. 45.- pro Std. 

- Haushalthilfe durch die Spitex: Der Beitrag gemäss §12 ELV wird von Fr. 25.- pro 
Stunde auf max. Fr. 35.- angehoben.  

- Tagesheime, Tages- und Nachtstrukturen: Für Personen in wirtschaftlich bescheide-
nen Verhältnissen wird der Mindestbeitrag gemäss § 44 TG KVV um einen Eigenan-
teil von max. Fr. 85.- pro Tag auf insgesamt max. Fr. 145.- pro Tag für Tagesheime 
bzw. max. Fr. 125.- für Tages- und Nachtstrukturen angehoben.  

6.4 Finanzierung im Szenario B 

6.4.1 Finanzierungsbedarf der Pflege- und Betreuungsstruktur im Szenario B 

Im Szenario B beträgt der Anteil der Pflegetage in den Stufen 1 und 2 nicht mehr 30 % 
sondern 13 %. Damit wären im Basisjahr 2014 geschätzt ca. 160ó000 Pflegetage bzw. 
ca. 89ó000 Pflegestunden zuzüglich 20 % Betreuungsstunden (Hilfe und Entlastung) 
nicht in Pflegeheimen sondern zu Hause erbracht worden. Davon abzuziehen sind 
14 %, die für ausserkantonale Bewohnerinnen und Bewohner erbracht wurden. Bei ei-
nem Beitrag der öffentlichen Hand von durchschnittlich Fr. 16.50 pro Stunde werden 
Kosten in der Grössenordnung von 1,5 Mio. Franken auf die Gemeinden verlagert, da 
diese Pflegestufen im Pflegeheim nur bei den EL-Bezügerinnen und EL-Bezügern mas-
sgeblich mitfinanziert werden. 

Die Plätze in Tagesstätten bzw. Tagesheimen müssten von derzeit 13 auf 70 Plätze 
ausgebaut werden. Diese Plätze sind mit der Entwicklung der Tages- und Nachtaufent-
halte in Pflegeheimen zu koordinieren. Bis Ende 2019 soll der Kanton eine Startfinan-
zierung von Fr. 16'000.- pro Platz für insgesamt 12 Plätze pro Bezirk gewähren. 

In einer Anlaufstelle und Drehscheibe für die ambulante Versorgung könnten Mass-
nahmen zur gezielten Stabilisierung von Personen zu Hause umgesetzt werden. Der 
Focus könnte bei Menschen in wirtschaftlich bescheidenen Verhältnissen liegen. Eine 
grobe Präzisierung mit der notwendigen Finanzierung eines Pilotprojektes wird im 
Rahmen des Geriatrie- und Demenzkonzeptes geprüft. 
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6.4.2 Auswirkungen auf die Ergänzungsleistungen im Szenario B 

Im Szenario B werden 16,4 % der Pflegetage bzw. 60 Pflegetage pro Jahr auf Basis 
des Jahres 2014 verlagert. Beim Endausbau sind 930 Pflegeheimplätze weniger als in 
Szenario A vorhanden. Unter der Annahme, dass 30 % der Plätze durch EL-Bezüger 
beansprucht werden, die im Szenario B stattdessen in Wohnungen des Betreuten Woh-
nens oder im gleichen Umfang durch ambulante Dienste unterstützt werden, beträgt die 
Differenz zwischen Szenario A und B ca. 6 Mio. Franken pro Jahr (vgl. Tabelle 6). 

6.4.3 Zusammenfassung der finanziellen Auswirkungen 

Tabelle 6 zeigt die Kostendifferenzen zwischen Szenario B und A: 

Differenz 
Szenario B zu A, Kosten- 
und Leistungsdaten 2014 

Differenz  
Investitionen 
(Fr.) 

Differenz 
Betriebskosten*  
(Fr. pro Jahr) 

Differenz Beiträge öffent-
liche Hand (Fr. pro Jahr) 

Pflegeversorgung Kanton Gemeinde 

Akutgeriatrie: 15-30 Plätze  + 0,4-0,8 Mio. + 1-2 Mio. + 0,5-1 Mio. -- 

Pflegeheimplätze  
ca. 930 Plätze weniger 

 
- 233 Mio.  

- 74 Mio. davon Pflege 
und Betreuung: 8,2 Mio. 

0.- (keine Restkosten-
beiträge in 2014) 

Kurzzeitplätze: 80 Plätze 
 

+ 20 Mio. + 6,5 Mio., davon Pflege 
und Betreuung 0,7 Mio.  

0.- (keine Restkosten-
beiträge in 2014) 

Akut- und Übergangspflege 
stationär

3)
: 24 Plätze 

 + 2 Mio., davon Pflege 
und Betreuung 0,25 Mio. 

0,65 Mio.  -- 

Tagesheime und Tagesstät-
ten

4)
: 70 Plätze 

+ 12 Mio.;  
+ 1 Mio. Start-
finanzierung 

+ 2,8 Mio. -- + 0,7 Mio. 

Ambulante Pflegeleistungen
1)

   + 5,1 Mio. -- + 1,5 Mio. 

Ergänzungsleistungen   

Heimaufenthalte: -280 Plätze  - 17,5 Mio. - 17,5 Mio. -- 

Betreutes Wohnen
5)

 oder 
Kombination an Leistungen: 
- Begleitetes Wohnen

6)
 

- Entlastungsdienst 
- Haushalthilfe durch Spitex

7)
  

- Tagesstrukturen
4)

 

 + 11,6 Mio. 
davon Betreutes Woh-
nen bzw. Hilfe und Be-
treuung zu Hause ge-
mäss TG KVV für EL-
Bezüger: 2,3 Mio.  

+ 9,3 Mio. bis 
+ 11,6 Mio. 

0.- bis 
2,3 Mio. 

Unterstützung Personen in wirtschaftlich bescheidenen Verhältnissen    

Hilfe und Betreuung zu  
Hause gemäss TG KVV

8)
 

  
1,7 Mio. 

  
1,7 Mio. 

Szenario B statt A - 200 Mio. -63 bis -62 Mio. -7.1 bis - 4,3  3,9 bis 6.2 

Beitrag öffentliche Hand   -0,9 bis -0,4 Mio. 

Tabelle 6: Vergleich Szenario B zu A: 30 % der Plätze mit EL zur AHV; Betreuung von 280 Personen im 
Betreuten Wohnen oder zu Hause anstelle eines Heimaufenthaltes. *inkl. Investitionskostenanteilen. 
1)  

Anteilige Verlagerung der Pflege- und Betreuungsstunden der Stufen 1 und 2 vom Heim nach Hause;  
2)  

Kurzzeitplätze: 80 Plätze, Betriebskosten pro Jahr Fr. 80ó000.-, Kostenanteil Pflege ca. 11 %; 
3) 

Akut- und Übergangspflege zur Pflegefinanzierung zusätzlich Fr. 60.- an die Hotellerie und Betreuung; 
4)  

Tagesplätze: bisher 13 Plätze, 220 Tg./Jahr, 80 % Auslastung; Startfinanzierung 16ó000.-pro Platz 
5) 

Betreutes Wohnen: Differenz zu EL zu Hause von Fr. 8ó400.-/Jahr an 280 Personen;  
6) 

Begleitetes Wohnen: Beitrag in Anlehnung an Menschen mit Behinderung zur Koordination der  
 verschiedenen Dienste, Sozialberatung, Organisation Tagesablauf, Aktivitäten des täglichen Lebens;  
7)  

Anhebung der EL-Ansätze für die Spitex Haushalthilfe und Betreuung von Fr. 25.- auf Fr. 35.-. 
8)  

Basis Fr. 4ó200.-/Jahr für 400 pflegebedürftige Menschen im AHV-Alter (ohne EL-Bezüger). 
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7 Szenario C 

7.1 Zentrale Steuerung als gesundheitspolitische Stossrichtung  

Zentrale Steuerungselemente sollen im Szenario C das Prinzip ambulant vor stationär 
konsequent durchsetzen. Die Wahlfreiheit und die soziale Situation des Einzelnen wer-
den zugunsten der optimalen Konzentration der Ressourcen stark eingeschränkt. Medi-
zinische und pflegerische Kriterien dominieren die Entscheide, soziale Indikationen 
kommen nur in Einzelfällen zum Zuge. Das Szenario C geht über die Umsetzung der 
Strukturen des Geriatrie- und Demenzkonzeptes hinaus. Insbesondere sind weitere 
wohnortnahe ambulante Angebote zu schaffen. Die Entscheide des Assessments und 
der Triage haben nicht nur empfehlenden Charakter, sie gelten in der Regel als Wei-
sungen.  

7.2 Pflegestrukturen im Szenario C  

7.2.1 Stationäre Pflegestrukturen im Szenario C 

Die notwendigen Strukturen können mit den Eckwerten des Kantons Basel-Stadt ge-
schätzt werden (2014: BS 38ó900 Personen 65-jªhrig und ªlter, TG: 43ó309). Eine Re-
duktion der Pflegeheim-Quote bedingt neben dem Ausbau der ambulanten Strukturen 
auch zusätzliche Plätze in der Akutgeriatrie und in der Rehabilitation. So sind im Felix-
Platter Spital auf das Jahr 2018 hin insgesamt 260 Betten für die stationäre und ambu-
lante Altersmedizin (inkl. Rehabilitation und Alterspsychiatrie) geplant. Davon sind rund 
80 Plätze (20 davon am Universitätsspital) für die Akutgeriatrie vorgesehen. Um das 
Szenario C umzusetzen, müssten an den beiden Kantonsspitälern Frauenfeld und 
Münsterlingen voraussichtlich mindestens je 30 Plätze in der Akutgeriatrie vorgesehen 
werden. 

Demgegenüber ist die bisherige Anzahl an Pflegeheimplätzen zuzüglich einer Marge für 
die Auslastung vermutlich ausreichend. Zusätzlich sind die Plätze für Kurzzeitaufenthal-
te auszubauen (Akut- und Übergangspflege sowie Entlastungsplätze). 

Die stationäre Akut- und Übergangspflege sowie Kurzzeitplätze spielen als Ausgleichs-
gefässe für die engen Kapazitäten der Pflegeheime eine wichtige Rolle (vgl. Kap. 11 
und 12). Für die Pflegeheime ist - analog zu den Spitälern - eine Aufnahmepflicht bis 
zur Vollauslastung ihrer Kapazitäten auf der Pflegeheimliste einzuführen. Die Zuwei-
sung sowohl zu Langzeitpflegeplätzen als auch für Kurzzeitaufenthalte wird über das 
ambulante pflegerische Assessment gesteuert. 

Im Szenario C weisen die Bezirke Weinfelden und Münchwilen mit den heute verfügba-
ren und bereits zum Bau bewilligten Kapazitäten tendenziell zu hohe Bestände für die 
Versorgung von pflegebedürftigen Menschen im AHV-Alter auf.  

Zum Ausgleich dieser Überkapazitäten wären folgende Massnahmen umzusetzen: 

- Auf einen kurzfristigen Ausgleich der Pflegeplätze unter den Planungsregionen wird 
verzichtet. In der Bedarfsdeckung wird jedoch darauf hingewirkt, dass Plätze in den 
Bezirken Weinfelden und Münchwilen in solche für pflegebedürftige Menschen mit 
Behinderung umgewandelt werden und damit sowohl der Ausgleich erreicht als auch 
der Nachholbedarf bei pflegebedürftigen Menschen mit Behinderung unter und über 
65-Jahren gedeckt werden. 
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7.2.2 Ambulante Beratungs- und Pflegestrukturen im Szenario C 

Für eine konsequente Umsetzung des Szenarios C ist zu berücksichtigen, dass der 
Kanton Basel-Stadt und die Westschweizer Kantone über Strukturen verfügen, die eine 
24h rund um die Uhr Spitexpflege erlauben. Der Spitexpress der Spitex Basel-Stadt ist 
ein Spezialdienst für pflegerische Notfälle rund um die Uhr. Bei Bedarf ist eine Fachper-
son innert 30 Min. bei der Klientin bzw. dem Klienten zu Hause. Eine analoge Struktur 
zum Spitexpress ist sinnvollerweise auch im Kanton Thurgau einzuführen. 

Damit auch bei deutlich tieferen Pflegeheim-Quoten kein Versorgungsengpass entsteht, 
muss ab einem festzulegenden Zeitpunkt wie im Kanton Basel-Stadt der Pflegeheimein-
tritt (von zu Hause und aus dem Spital) nur nach Gutsprache aufgrund eines unabhän-
gigen pflegerischen Assessments erfolgen. Damit kommt es erst dann zu definitiven 
Pflegeheimaufenthalten, wenn die ambulant verfügbaren Massnahmen, die Rehabilita-
tion und die stationäre Akut- und Übergangspflege im individuellen Fall ausgeschöpft 
sind.  

Im Szenario C ist es sinnvoll, dass in den Spitexregionen Strukturen des Case Mana-
gements eingeführt werden. Sie organisieren unterstützende Massnahmen der Pflege, 
Hilfe und Entlastung sowie weitere Dienste wie die Sozialberatung für Personen, für die 
das Assessment keinen Pflegeheimeintritt vorsieht. Die Verantwortungen und Kompe-
tenzen des Case Managements müssen unter den verschiedenen Leistungserbringern 
und mit den Gemeinden der Versorgungsregion verbindlich vereinbart sein (vgl. Bericht 
zum Geriatrie- und Demenzkonzept). 

7.3 Entwicklung der ambulanten Strukturen der Hilfe und Entlastung im 
 Szenario C 

Das Szenario C geht von einer vollständigen Umsetzung der Massnahmen zur Hilfe und 
Entlastung des Geriatrie- und Demenzkonzeptes aus. Vermutlich werden anstelle von 
ca. 70 Plätzen in Tagesstätten mindestens deren 100 benötigt.  

Für Personen in wirtschaftlich bescheidenen Verhältnissen und mit EL sind die Leistun-
gen wie im Szenario B zu finanzieren. 

Eine finanzielle Abgeltung der Pflegebedürftigen mit öffentlichen Mitteln (z. B. analog 
Kanton Basel-Stadt oder dem Assistenzbeitrag an Menschen mit Behinderung) müsste 
als ergänzende Massnahme in jedem Fall geprüft werden. Sie bietet Chancen und Risi-
ken. Ziel wäre eine anteilige Entschädigung der pflegenden und betreuenden Angehöri-
gen sowie von Personen, die in einer Wohngemeinschaft oder einem Mehrgeneratio-
nenhaus Betreuungsleistungen erbringen. Die Arbeit der pflegenden Angehörigen wird 
damit auch finanziell wertgeschªtzt. Die Gefahr der ¦berforderung Ăalles (alleine) leis-
ten zu m¿ssenñ steigt hingegen an.  

7.4 Finanzierung im Szenario C 

7.4.1 Finanzierungsbedarf der Pflege- und Betreuungsstruktur im Szenario C 

Das Szenario C sieht im Vergleich zum Szenario A ca. 1ó500 Plätze weniger vor. Das 
entspricht einem Investitionsvolumen von schätzungsweise 375 Mio. Franken. Um die-
ses Volumen stehen Darlehen der Trägergemeinden bzw. private Investitionen, die ver-
zinst und über Renditen amortisiert werden müssen, für andere Aufgaben zur Verfü-
gung. 

Dem derart reduzierten Investitionsvolumen stehen ein deutlicher Ausbau der Akutgeri-
atrie um ca. 30 Plätze, die zusätzlich neu zu schaffen sind, und Investitionen in alterna-
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tive Wohnprojekte wie Generationenwohnen und Betreutes Wohnen gegenüber. Zudem 
müssen Kurzzeitplätze geschaffen werden. Die tiefere Auslastung der Entlastungsplät-
ze muss finanziell durch gemeinwirtschaftliche Vorhalteleistungen finanziert werden, da 
nur einzelne Heime einer Planungsregion solche Plätze anbieten müssen.  

Die Pflege- und Betreuungsleistungen im Umfang von gegen 170ó000 Std. werden 
durch ambulante Leistungen substituiert. Das entspricht einer Erhöhung der Spitexleis-
tungen im Vergleich zu 2013 von fast 37 %. 

7.4.2 Auswirkungen auf die Ergänzungsleistungen im Szenario C 

Im Szenario C werden 29,4 % der Pflegetage bzw. 104 Pflegetage pro Jahr auf Basis 
des Jahres 2014 verlagert. Unter den Annahmen wie in Szenario B werden 450 Perso-
nen nicht in Heimen, sondern in Wohnungen des Betreuten Wohnens oder im gleichen 
Umfang durch ambulante Dienste unterstützt. Die Differenz zwischen Szenario A und C 
beträgt bezogen auf die EL ca. 9,5 Mio. Franken pro Jahr (vgl. Tabelle 7).  

7.4.3 Zusammenfassung der finanziellen Auswirkungen 

Tabelle 7 zeigt die Kostendifferenzen zwischen Szenario C und A: 

Differenz 
Szenario C zu A, Kosten- 
und Leistungsdaten 2014 

Differenz  
Investitionen 
(Fr.) 

Differenz 
Betriebskosten*  
(Fr. pro Jahr) 

Differenz Beiträge öffent-
liche Hand (Fr. pro Jahr) 

Pflegeversorgung Kanton Gemeinde 

Akutgeriatrie: 60 Plätze, 
davon 30 Plätze zusätz-
lich, nicht durch Umnut-
zung 

+ 15 Mio. ca.2-4 Mio. + 1 bis  
+ 2 Mio. 

-- 

Pflegeheimplätze  
1ó500 Plätze weniger 

 
- 375 Mio.  

- 121 Mio. davon Pflege 
und Betreuung: 13,2 Mio. 

0.- keine Restkosten-
beiträge in 2014 

Kurzzeitplätze: 100 Plätze 
 

+ 25 Mio. + 8 Mio., davon Pflege 
und Betreuung 0,9 Mio.  

0.- keine Restkosten-
beiträge in 2014 

Akut- und Übergangspflege 
stationär

3)
: 24 Plätze 

+ 2 Mio. + 2 Mio., davon Pflege 
und Betreuung 0,25 Mio. 

0,65 Mio.  -- 

Tagesheime und Tagesstät-
ten

4)
: 100 Plätze 

+ 18 Mio.;  
1,5 Mio. Start-
finanzierung 

+ 3,5 Mio. -- + 1,3 Mio. 

Ambulante Pflegeleistun-
gen

1)
  

0.- + 11,3 Mio. -- + 2,4 Mio. 

24h Spitexpress
2)

 
Vorhalteleistung 

0.- + 4,8 Mio.  + 1,6 Mio. 
bis 3,2 Mio. 
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Ergänzungsleistungen   

Heimaufenthalte: -450 Plätze  - 28,2 Mio. - 28,2 Mio. -- 

Betreutes Wohnen
5)

 oder 
Kombination an Leistungen: 
- Begleitetes Wohnen

6)
 

- Entlastungsdienst 
- Haushalthilfe durch Spitex

7)
  

- Tagesstrukturen
4)

 

 + 18,8 Mio. 
davon Leistungen des Be-
treuten Wohnens bzw. der 
Hilfe und Betreuung zu 
Hause gemäss TG KVV 
für EL-Bezüger: 3,8 Mio.  

+ 15,0 Mio. 
bis 
+ 18,8 Mio. 

0.- bis 
3,8 Mio. 

Unterstützung Personen in wirtschaftlich bescheidenen Verhältnissen    

Hilfe und Betreuung zu  
Hause gemäss TG KVV

8)
 

  
1,7 Mio. 

  
1,7 Mio. 

Szenario C statt A - 314 Mio. - 94 Mio. -7.8 bis - 2,7  5,3 bis 6,9 

Beitrag öffentliche Hand   -0,9 bis 2,6 Mio. 

Tabelle 7: Vergleich Szenario C zu A: 30 % der Plätze mit EL zur AHV; Betreuung von 450 Personen im 
Betreuten Wohnen oder zu Hause anstelle eines Heimaufenthaltes. *inkl. Investitionskostenanteilen. 
1)  

Anteilige Verlagerung der Pflege- und Betreuungsstunden der Stufen 1 und 2 vom Heim nach Hause;  
2)  

Kurzzeitplätze: 100 Plªtze, Betriebskosten pro Jahr Fr. 80ó000.-, Kostenanteil Pflege ca. 11 %; 
3) 

Akut- und Übergangspflege zur Pflegefinanzierung zusätzlich Fr. 60.- an die Hotellerie und Betreuung; 
4)  

Tagesplätze: bisher 13 Plätze, 220 Tg./Jahr, 80 % Auslastung; Startfinanzierung 16ó000.-pro Platz 
5) 
Betreutes Wohnen: Differenz zu EL zu Hause von Fr. 8ó400.-/Jahr an 450 Personen;  

6) 
Begleitetes Wohnen: Beitrag in Anlehnung an Menschen mit Behinderung zur Koordination der  

 verschiedenen Dienste, Sozialberatung, Organisation Tagesablauf, Aktivitäten des täglichen Lebens;  
7)  

Anhebung der EL-Ansätze für die Spitex Haushalthilfe und Betreuung von Fr. 25.- auf Fr. 35.-. 
8)  

Basis Fr. 4ó200.-/Jahr für 400 pflegebedürftige Menschen im AHV-Alter (ohne EL-Bezüger). 
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8 Betreutes Wohnen Aufnahmekriterien auf die Pflegeheimliste 
Unter bestimmten Umständen kann bei Plätzen des Betreuten Wohnens ein Heimcha-
rakter gemäss § 6a des Sozialhilfegesetzes (SHG; RB 850.1, geleiteter Kollektivhaus-
halt mit Unterkunft, Verpflegung, Betreuung oder weitere Dienstleistungen) sowie ein 
stationärer Aufenthalt gemäss Art. 39 KVG gegeben sein. Das ist der Fall, wenn eine 
besondere Nähe zu einem Alters- oder Pflegeheim besteht und mindestens eines der 
folgenden Kriterien gegeben ist: 

- Die pflegebedürftige Person ist auf eine Einbindung in die Tagesstruktur an mindes-
tens fünf Tagen pro Woche ganztags angewiesen. 

- Die pflegebedürftige Person ist auf Unterstützung und Hilfe bei der Nahrungsauf-
nahme an mindestens fünf Tagen pro Woche angewiesen (nicht nur Mahlzeiten-
dienst). 

- Die pflegebedürftige Person ist auf Pflege und Betreuung rund um die Uhr an min-

destens fünf Tagen pro Woche angewiesen (mind. 3-mal oder Überwachung in der 
Nacht). 

Der Pflegebedarf hat sich aus den Bedarfsabklärungen nach der BESA- oder RAI/RUG-
Einstufung zu ergeben, wobei der Pflegeaufwand, welcher von Angehörigen erbracht 
wird, nicht angerechnet werden darf. 

Erfüllt die Institution die Bedingungen des Betreuten Wohnens gemäss den Weisungen 
für Pflegeheime12, können wie bisher max. ein Drittel der Plätze des Betreuten Woh-
nens auf die Pflegeheimliste aufgenommen werden. 

9 Pflegewohngruppen: Aufnahmekriterien auf die Pflegeheimliste 
Für Pflegewohngruppen mit fünf bis neun Bewohnerinnen und Bewohnern gelten für die 
Betriebsbewilligung angepasste Anforderungen. Sind die Kriterien gemäss den Wei-
sungen12 für Pflegeheime erfüllet, gelten Pflegewohngruppen im Sinne des KVG als 
Pflegeheime. Die Plätze können somit auf die Pflegeheimliste aufgenommen werden. 

10 Tagesheime, Tagesstätten sowie Tages- und Nachtstrukturen 
Tagesheime und Tagesstätten sowie Tages- und Nachstrukturen sind wichtige Angebo-
te insbesondere für die Entlastung von pflegenden Angehörigen. Für die Bewilligung 
gelten die Weisungen für Pflegeheime12. Diese Strukturen gelten gemäss KVG als am-
bulante Angebote und sind nicht Teil der Pflegeheimliste.  

                                            

12 Weisungen des Departementes für Finanzen und Soziales betreffend die Bewilligung und den Betrieb 

von Einrichtungen für pflegebedürftige Menschen (Pflegeheime). 
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11 Zukünftiger Bedarf an stationärer Akut- und Übergangspflege 

11.1 Grundlagen zur stationären Akut- und Übergangspflege 

Die Entwicklung der Akut- und Übergangspflege wird jährlich mit einer Monitoringsit-
zung13 evaluiert. Demnach entwickelt sich die Inanspruchnahme von Leistungen der 
ambulanten AÜP auf tiefem Niveau steigend (lediglich 0,2 % der Spitexleistungen in 
2014). Die stationäre AÜP hat sich in den Jahren 2014 und 2015 auf ebenfalls tiefem 
Niveau stabilisiert. Die beiden stationären Angebote in der Region Kreuzlingen sind für 
die Patientinnen und Patienten aus dem Kantonsspital Frauenfeld (KSF) wenig attraktiv. 
Anstelle von AÜP wird im Einzugsgebiet des KSF häufig ein Entlastungsaufenthalt in 
einem Pflegeheim der Region, soweit dort Kapazitäten vorhanden sind, vorgezogen.  

Aus Sicht der stationären Leistungserbringer wird AÜP als wertvoll für Patientinnen und 
Patienten beschrieben. Es können dadurch Pflegeheimeintritte und Rehospitalisationen 
verhindert werden.  

In der Qualifizierung machen die Aspekte Sicherheit vermitteln für den Alltag zu Hause, 
Angst vor der Bewältigung des Alltags (z. B. nach einer Sturzverletzung mit Angst vor 
weiteren Stürzen), Komplexität, Kognition, Mobilität, 24h rund um die Uhr Betreuung, 
psychosoziale Begleitung, Trainingsaufbau und Intensität der Betreuung einen 24h-
Aufenthalt im Anschluss an die Hospitalisation nötig. Durch die befristete Aufenthaltszeit 
ist die Zielsetzung allen Beteiligten klar, dies fördert auch den Heilungsprozess und 
wirkt motivierend. 

Grosse Pflegeheime haben rein organisatorisch genügend Flexibilität, um wenige Plät-
ze zu betreiben (z. B. Alterszentrum Kreuzlingen mit aktuell vier Plätzen). Betriebswirt-
schaftlich lohnt sich das Angebot nicht. Rein rechnerisch werden 1ó250 - 1ó300 Pflege-
tage pro Jahr belegt, was einer Auslastung von knapp 22 % der 16 insgesamt bewillig-
ten Plätze im AZ Kreuzlingen und Pflegezentrum Bindersgarten, Tägerwilen, entspricht. 
Die Auslastung ist jedoch stark schwankend und es ist keine Kontinuität gegeben. 

 

Akut- und Übergangspflege; 
Beiträge 

 
2013 

 
2014 

 
Jan.-Jun. 2015 

ambulant  Fr. 37ó300.-- Fr. 62ó854.-- Fr. 37ó496.-- 

stationär  Fr. 93ó600.-- Fr. 94ó263.-- Fr. 45ó844.-- 

Tabelle 8: Beiträge des Kantons an Akut- und Übergangspflege, sie entsprechen gemäss KVG 55 % der 
vereinbarten Tarife.  

Datenbasierte, rechnerisch hergeleitete Prognosen sind aufgrund der schweizweit ge-
ringen Fallzahlen und den unterschiedlichen Strukturen nicht möglich. Der Bedarf wird 
daher normativ festgelegt. 

 

                                            
13

 Vgl. Protokolle zu den Monitoringsitzungen 3. September 2015, 4. September 2014, 4. September 
2013. 
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11.2 Bedarfschätzung stationäre Akut- und Übergangspflege 

11.2.1 Stationäre Akut- und Übergangspflege im Szenario A 

Die anteilmässige Inanspruchnahme von AÜP wird nicht zunehmen, da das Versor-
gungssystem in der heutigen Struktur an die Bevölkerungsentwicklung angepasst wird. 
Solange AÜP ohne eine sinnvolle inhaltliche Veränderung im KVG verankert bleibt, ist 
den Pflegeheimen, die AÜP anbieten wollen, weiterhin die Gelegenheit dazu zu bieten. 
Von einer Verpflichtung zum Angebot wird hingegen abgesehen. In der Pflegeheimpla-
nung sind weiterhin 16 Plätze als Obergrenze vorzusehen. Wünschenswert wäre, in 
Frauenfeld und evtl. in Amriswil/Arbon wohnortnahe Standorte zu schaffen. Für die 
Konzentration auf nur ein einziges Pflegeheim besteht keine Notwendigkeit, da beide 
bisherigen Pflegeheime in Kreuzlingen und Tägerwilen die Leistung zu vergleichbaren 
(Pflege-)Tarifen anbieten. Die Kosten der Pension und Betreuung gehen zu Lasten der 
Patientin bzw. des Patienten. 

11.2.2 Stationäre Akut- und Übergangspflege in den Szenarien B und C 

In den Szenarien B und C kommt der stationären AÜP als Passerelle zwischen Akutspi-
tal und nachgelagerter Pflegeversorgung sowie als mögliche Zentren für Kurzaufenthal-
te eine wichtigere Rolle zu: 

- AÜP gewährleistet die Akutpflege und Edukation der Patientinnen und Patienten 
sowie die Abklärung und Organisation der Rückkehr nach Hause. 

- Sie schafft einen Kapazitätsausgleich zwischen den Spitälern und den Pflegeheimen 
(Puffer), damit beide Strukturen hohe Bettenbelegungen und damit eine optimale 
Nutzung der Infrastrukturen und Personalressourcen erzielen können.  

- (Kurzfristige) Kurzaufenthalte zur Entlastung von pflegenden und betreuenden An-
gehörigen bzw. bei Spitalaufenthalt dieser Angehörigen sollen kombiniert mit den 
stationären AÜP in regionalen Zentren angeboten werden, trotz hoher genereller 
Auslastung der Heime.  

Der Bedarf an AÜP wird nicht auf wesentlich mehr Plätze als in der bisherigen Planung 
geschätzt. Die Experten sind der Ansicht, dass 24 Plätze genügen. In der regionalen 
Verteilung ist jedoch zunächst neben Kreuzlingen/Tägerwilen ein zweiter Standort in 
Frauenfeld aufzubauen und perspektivisch ein dritter Standort in der Region Amris-
wil/Arbon anzustreben.  

Die Politischen Gemeinden der Bezirke sind zuständig, das Angebot für ihre pflegebe-
dürftigen Einwohnerinnen und Einwohner zu schaffen. Wenn nur ungenügende Kapazi-
täten geschaffen werden, verbleiben Personen in den Spitälern, ohne dass der Aufent-
halt medizinisch indiziert ist. Wie in anderen Kantonen sind solche rein pflegerisch und 
sozial begründeten Aufenthalte den Gemeinden in Rechnung zu stellen. 

Für die Aufenthalte in der AÜP ist es notwendig, dass die Wohngemeinden eine sub-
sidiäre Kostengutsprache bzw. eine Depotzahlung für Hotellerie und Betreuung leisten. 
Für die Verpflichtungen der Gemeinden dazu sind im kantonalen Gesetz über die Kran-
kenversicherung (TG KVG; RB 832.1) rechtliche Grundlagen zu schaffen. In der Kos-
tenschätzung wird zudem vorgeschlagen, dass der Kanton einen Beitrag an die Infra-
struktur und Betreuung entrichtet. Der Beitrag soll in der gleichen Höhe wie derjenige an 
Tagesstrukturen sein, derzeit Fr. 60.- pro Tag. 
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12 Zukünftiger Bedarf an stationären Kurzzeitaufenthalten 

12.1 Grundlagen zu den Kurzzeitaufenthalten im Pflegeheim 

Plätze für Kurzzeitaufenthalte (Entlastungsaufenthalte) ermöglichen eine vorüberge-
hende stationäre Pflege und Betreuung und dienen insbesondere folgenden Zwecken: 

- Entlastung von pflegenden Angehörigen; 

- Sicherstellung der Pflege und Betreuung bei einem vorübergehenden Ausfall der 
pflegenden Person; 

- Ermöglichung von Probeaufenthalten zur Entscheidungsfindung vor einem Heimein-
tritt; 

- zwischenzeitliche Platzierung, bis ein Platz in dem von Bewohnerin bzw. vom Be-
wohner gewünschten Heim frei wird. 

Im Unterschied zur stationären Akut- und Übergangspflege ist der Kurzzeitaufenthalt 
zeitlich weniger streng begrenzt. Es gibt nur wenige Heime, die fest zugewiesene tem-
poräre Plätze haben. Heime ermöglichen Kurzzeitaufenthalte, wenn Zimmer zwischen 
zwei permanenten Belegungen frei sind bzw. wenn Zimmer für permanente Aufenthalte 
aufgrund der aktuellen Marktsituation nicht belegt werden können. Die pflegerisch-
therapeutische Behandlung ist im Unterschied zur AÜP nicht spezifisch auf die Wieder-
erlangung der Selbständigkeit und eine Entlassung nach Hause ausgerichtet. 

Vom Zimmerangebot und von der Infrastruktur her gesehen unterscheiden sich Kurz-
zeitplätze nicht grundsätzlich vom übrigen Angebot eines Pflegeheims. Ein Unterschied 
besteht darin, dass es sich dabei um möblierte Zimmer handelt. 

Die Bedeutung der Verfügbarkeit eines ausreichenden Angebots von Kurzzeitaufenthal-
ten wird in Zukunft steigen. Die noch zunehmende Pflege und Betreuung zu Hause ver-
stärkt die Notwendigkeit, pflegende und betreuende Angehörige bei Bedarf wirksam 
entlasten und flexibel unterstützen zu können, wenn sie kurzfristig ausfallen. Zudem 
wird sich der Druck auf kurzfristige Platzierungen nach Spitalaufenthalten weiter ver-
stärken und damit vorübergehende Platzierungen bis zum definitiven Eintritt in das be-
vorzugte Heim zunehmen. 

Plätze für Kurzaufenthalte werden insbesondere auch für die Entlastung von Angehöri-
gen benötigt, welche eine an Demenz erkrankte Person pflegen und betreuen, sie müs-
sen deshalb auch die spezifischen Bedürfnisse dieser Gruppe abdecken. 

Kurzzeitaufenthalte Planwerte an Plätzen für Kurzzeitaufenthalte   

Szenario A) Den Gemeinden wird empfohlen, die Führung von Plätzen für Kurzzeit-

aufenthalte zu vereinbaren und vertraglich zu regeln.  

Richtgrösse: Die 20 Pflegeheime ab 70 Plätzen sollten 2-3 Plätze für 

Kurzzeitaufenthalte anbieten. Das sind 40-60 Plätze im ganzen Kanton 

Szenario B) Die Gemeinden sind verpflichtet, in der Region Plätze für Kurzzeitau-

fenthalte vorzuhalten, die Zahl beträgt: 0,4 % der Einwohnerzahl 80-

Jährige und Ältere, ca. 80 Plätze in 2030. 

Szenario C) Die Gemeinden sind verpflichtet, in der Region Plätze für Kurzzeitau-

fenthalte vorzuhalten, die Zahl beträgt: 0,45 % der Einwohnerzahl 80-

Jährige und Ältere, ca. 100 Plätze in 2030 



Amt für Gesundheit 

 

44, Stand 23. Februar 2016 

13 Pflegeheimplanung 2016 ï Antrag zu den Planwerten für Men-
schen im AHV-Alter 
 

Die statistischen Grundlagen zeigen den Zusammenhang zwischen der Anzahl Pflege-
heimplätze und den ambulanten Versorgungsstrukturen auf. In den Szenarien B und C 
sind die ambulanten Angebote weiter zu stärken. Die Pflegeheimplanung 2016 für Men-
schen im AHV-Alter soll mit dem Geriatrie- und Demenzkonzept eine kongruente Aus-
richtung mit dem Zeithorizont 2030 erlauben.  

Für die Pflegeheimplanung 2016 wird beantragt, das Szenario B mit folgenden zusam-
mengefassten Planwerten für Pflegeheimplätze für Menschen im AHV-Alter mit zivil-
rechtlichem Wohnsitz im Kanton Thurgau umzusetzen:  

Planwerte Pflegeheimplätze 
Menschen im AHV-Alter 

Stand 
31.12.2014

 
Stand/Plan

4)
 

31.12.2015 2020 2025 2030 

Bevölkerung: 
65-jährig und älter

1)
 

43ó309 45ó320
 

52ó806 61ó679 71ó516 

Bevölkerung: 
80-jährig und älter

1)
 

11ó405 12ó487 14ó560 17ó695 21ó532 

Langzeitplätze Menschen  
im AHV-Alter  
Pflegeheim-Quote

2)
 

- - 2ó408 
 
16,5 % 

2ó842 
 
16,1 % 

3ó316 
 
15,4 % 

Planwert Szenario B bei  
93 % Auslastung, Menschen im 
AHV-Alter, Pflegeheim-Quote 

2ó982 
 
26,1 % 

3ó206 
 
25,7 % 

2ó589 
 
17,8 % 

3ó056 
 
17,3 % 

3ó566 
 
16,6 % 

Akut- und Übergangspflege 16 16 16 24 24 

Kurzzeitaufenthalte
3) 

- - 55 65 80 

Total Planwerte Pflegeheim-
plätze für Menschen im AHV-
Alter mit zivilrechtlichem 
Wohnsitz im Kanton TG 

 
 
2ó998 

 
 
3ó222 

 
 
2ó660 

 
 
3ó145 

 
 
3ó670 

Bezirk Arbon 737 777 (+40) 611 707 813 
Zusatzbedarf zu Plan 2015   -166 -70 +36 

Bezirk Frauenfeld 619 659 (+40) 560 664 778 

Zusatzbedarf zu Stand bewilligt   -99 +5 +119 

Bezirk Kreuzlingen 391 486 (+95) 408 496 581 

Zusatzbedarf zu Stand bewilligt   -78 +10 +95 

Bezirk Münchwilen 507 528 (+21) 394 481 570 
Zusatzbedarf zu Stand bewilligt   -134 -47 +42 

Bezirk Weinfelden 744 772 (+28) 439 507 572 
Zusatzbedarf zu Stand bewilligt    -333 -265 -200 

Tabelle 9: Zusammenfassung der Planwerte für Pflegeheimplätze von Menschen im AHV-Alter,  
1)

 Dienststelle für Statistik Kanton Thurgau, Bevölkerungsstand und Bevölkerungsszenario, 
2) 

In Prozent, 
bezogen auf die 80-Jährigen und Älteren; 

3)
 Planwert: 0,4 % der 80-Jährigen und Älteren, bisher nicht 

ausgewiesen; 
4)

 gemäss RRB Nr. 637 vom 2. September 2014 vor dem Bau bewilligt. 

Die Planwerte pro Bezirk dienen der Orientierung. Für die Zuteilung der Pflegeplätze an 
die Heime vgl. Kap. 15. 
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14 Herausforderungen in der Pflegeversorgung 
Die Pflegeversorgung steht unabhängig von den konkreten Planungsszenarien vor Her-
ausforderungen, für welche im Rahmen der Pflegeheimplanung 2016 flankierende (ge-
setzliche) Regelungen eingeleitet werden sollten. 

14.1 Bedarf an Pflege- und Betreuungspersonal 

In den Pflegeheimen veränderte sich zwischen 2011 und 2014 die Struktur der Pflege-
tage über die 12 Pflegestufen eher geringfügig (vgl. Abbildung 10).  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abbildung 10: Anzahl Pflegetage pro Pflegestufe in den Jahren 2011 bis 2014, Daten aus den Kosten-
rechnungen von Curaviva Thurgau für die Normkostenberechnung zusammengestellt. 

Im gleichen Zeitraum nahm die Zahl der Pflege- und Betreuungspersonen zwar von 
¿ber 2ó780 auf 2ó730 ab, die Struktur der Vollzeitäquivalente (VZÄ: Anstellungen auf 
100 % umgerechnet) veränderte sich jedoch markant. Insgesamt war eine Zunahme 
von 60 VZÄ bzw. 4.4 % zu verzeichnen.  

In Anhang 6 ist der Bedarf an Pflege- und Betreuungspersonen für das Szenario A ab-
geschätzt. Die Anzahl der verrechneten Pflegestunden pro VZÄ auf Niveau Tertiärstufe 
und Assistenzpersonal schwankte in den Jahren 2011 bis 2014 nur in einer Bandbreite 
von 5 %. Der Personaleinsatz pro Pflegestunde auf Niveau Sekundarstufe nahm hinge-
gen um 30 % zu.  

Im Szenario A werden jedes Jahr schätzungsweise 2,3 % mehr VZÄ in Betreuung und 
Pflege benötigt. In Szenario B und C werden diese Pflege- und Betreuungsleistungen in 
den ambulanten Bereich verlagert. 

Die Pflegeheime zeigen an, dass sie mit den bisherigen Anstrengungen die bereits ab-
sehbaren Pensionierungen in den nächsten zehn Jahren nicht decken können. Wie der 
Zusatzbedarf bedingt durch die demografische Entwicklung gedeckt werden soll, ist 
derzeit völlig offen. 

Vor diesem Hintergrund sind im TG KVG die gesetzlichen Grundlagen für eine Ausbil-
dungspflicht zu schaffen. Gemäss Antrag der Curaviva Thurgau vom 20. Oktober 2014 
sind die Pflegeheime zur Ausbildung von Pflege- und Betreuungspersonen, insbeson-
dere Pflegefachpersonen im Verhältnis zu den Kapazitäten der Betriebsbewilligung zu 
verpflichten. 
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Die Ausbildung soll analog zu den Spitälern in Ausbildungsverbünden erfolgen können, 
flankierend sind Ausgleichszahlungen für Heime vorzusehen, die dem Ausbildungsauf-
trag nur ungenügend nachkommen (können). Die Spitexorganisationen mit Leistungs-
auftrag leisten auf freiwilliger Basis bereits seit einigen Jahren Ausgleichszahlungen. 

Weiterhin sind Programme der Nachwuchsförderung zu entwickeln und von der öffentli-
chen Hand mit zu finanzieren. Zudem haben die Betriebe Massnahmen zu ergreifen, 
damit Pflegefachpersonen länger im Beruf bleiben. 

14.2 Finanzfluss für Pflegeheimaufenthalte 

Pflegeheime erhalten den Anteil der Krankenversicherer direkt von der Versicherung 
vergütet (Neuregelung im Administrativvertrag bei elektronischer Rechnungsstellung: 
tier payant). Die Rechnungen für die Restkostenfinanzierung der Pflege können an das 
Sozialversicherungszentrum gestellt werden, die Auszahlung erfolgt nach den Regeln 
der sog. subjektorientierten Subjektfinanzierung an die Bewohnerin bzw. den Bewoh-

ner. Die Regelung wurde mit der Änderung des TG KVG Ende 2010 getroffen, jedoch in 
Absprache mit der vorberatenden Kommission nur auf Verordnungsstufe verankert. 
Ebenfalls an die Bezügerin bzw. den Bezüger ausgerichtet werden Ergänzungsleistun-
gen zu AHV/IV-Renten.  

Die derzeitige Regelung führt zunehmend zu Debitorenverlusten in der Grössenordnung 
von zwei bis drei Monatsrechnungen beim Tod von Bewohnerinnen und Bewohnern, die 
in bescheidenen finanziellen Verhältnissen leben und auf Ergänzungsleistungen 
und/oder Sozialhilfe angewiesen sind. Der Beistand darf die Pflegeheimrechnungen ab 
dem Todestag nicht mehr bezahlen. Die Erbschaft wird in solchen Fällen selten ange-
treten, die ausstehenden Rechnungen sind mit den vorhandenen Mitteln nicht gedeckt. 
Die Depotzahlung deckt, wenn sie denn geleistet wurde, weniger als einen Rech-
nungsmonat. Besonders betroffen sind Pflegeheime mit einem hohen Anteil an Bewoh-
nerinnen und Bewohnern mit Ergänzungsleistungen (ca. 45 % aller Pflegeheimaufent-
halte).  

Curaviva Thurgau stellt vor diesem Hintergrund den Antrag auf eine Änderung der 
rechtlichen Grundlagen. Die Normkostenbeiträge der öffentlichen Hand an die Pflege 
sollen zukünftig analog zur Finanzierung der Spitäler und IV-Einrichtungen an die Insti-
tution ausbezahlt werden. Damit soll das bisherige System der subjektorientierten Sub-
jektfinanzierung durch eine subjektorientierte Objektfinanzierung abgelöst werden. Mit 
dieser Änderung könnte aus Sicht des Amtes für Gesundheit auf monatliche Sammel-
rechnungen umgestellt und der administrative Aufwand in der Rechnungsverarbeitung 
(derzeit ca. 25ó000 Rechnungen / Jahr) signifikant verringert werden. Voraussetzung 
dafür ist, dass die Kostenaufteilung zwischen den Gemeinden weiterhin auf einem 
Schlüssel basiert (bisher pro Einwohnerin und Einwohner) und damit die Einzelrech-
nungen für jede Bewohnerin und jeden Bewohner nicht benötigt werden. 

Die Auszahlung der Ergänzungsleistungen ist im ELG geregelt. Eine Änderung der 

Auszahlung an die Leistungserbringer (analog zur Finanzierung von z. B. Zahnarzt-
rechnungen) wäre auch für Spitexdienste und Entlastungsstrukturen wünschbar. Sie 
müsste aber auf nationaler Ebene angegangen werden.  
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15 Pflegeheimliste - Vorgehen in der Zuteilung 
Die Zuteilung des Bedarfs auf die einzelnen Institutionen erfolgt in der geregelten Auf-
gabenteilung von Gemeinden und Kanton. Gemäss § 7 Gesundheitsgesetz sind die 
Gemeinden zuständig für die stationäre Pflegeversorgung im Pflegeheim im Sinne von 
§ 15 TG KVG ohne die stationäre Akut- und Übergangspflege. Der Kanton ist jedoch 
gemäss § 3 Gesundheitsgesetz zuständig für den Vollzug der eidgenössischen Erlasse 
und gemäss Abs. 2 Ziff. 2 insbesondere für die übergeordnete Pflegeheimplanung ge-
mäss KVG und den kantonalrechtlichen Vollzugsbestimmungen dazu.  

15.1 Grundsätze für die Zuteilung von Pflegeheimplätzen 

Es werden folgende Bedingungen für die Zuteilung der Pflegeplätze festgelegt: 

- Für die Angebotsplanung soll wie bis anhin von einer lokalen und regionalen Optik 
ausgegangen werden. Die Planungsregion wird wie bisher situativ vom Antragsteller 
bestimmt. Pflegeheime, die bisher Plätze für die Gemeinde geplant und bereitge-
stellt haben, sind im Nachweis zu berücksichtigen. Sinnvollerweise werden Aspekte 
wie die vertragliche Zusammenarbeit in der ambulanten und stationären Versorgung, 
Verkehrsströme und Erreichbarkeit im Einzugsgebiet oder die Zusammenarbeit in 
anderen kommunalen Bereichen berücksichtigt. Die Planwerte für den Kanton wer-
den auf die Bezirke verteilt und unter www.gesundheit.tg.ch publiziert.   

- Für konkrete Planungsfragen wird der massgebliche Zeithorizont für die Bedarfsbe-
rechnung wie folgt festgelegt: Für den Entscheid, ein Angebot auf die Pflegeheimlis-
te aufzunehmen, wird auf denjenigen Bedarf abgestellt, der bis in fünf Jahren not-
wendig ist. Beispielsweise gilt für Planungsgesuche zwischen 2016 bis 2019 der 
Bedarf im Jahr 2020, ab 2020 bis 2024 der Planwert von 2025 etc.  

- Ausnahme: Wenn die Auslastung in der Pflegeheimregion während einem Jahr über 
98 % liegt, kann der Regierungsrat den Planwert für die Pflegeheimregion um max. 
10 % erhöhen.  

- Öffentlichen und privaten Investorinnen und Investoren kann mit einem Vorentscheid 
grössere Planungssicherheit gewährt werden. Auf Verlangen wird mit einem rechts-
mittelfähigen Beschluss, der an Auflagen geknüpft ist, über die Aufnahme des ge-
planten Angebots auf die kantonale Pflegeheimliste entschieden. Der Beschluss ist 
auf zwei Jahre bis zum Baubeginn beschränkt. Vorbehalten bleiben die Erteilung der 
gesundheitspolizeilichen Bewilligung sowie die Erfüllung der Aufnahmekriterien ge-
mäss KVG. 

- Pflegeheime mit ausserkantonalem Standort werden nur dann für die Aufnahme auf 
die Pflegeheimliste des Kantons Thurgau evaluiert, wenn sie mehr als 1 % des Be-
darfes des Kantons Thurgau decken. 

- Für die Umsetzung der laufenden Pflegeheimplanung wird neu auch die Möglichkeit 
geschaffen, die Plätze eines Heimes auf der Pflegeheimliste (ohne ausgewiesene 

und als solche betriebene Kurzzeitplätze und stationäre AÜP) zugunsten anderer 
Pflegeheime zu reduzieren. Pflegeheimplätze auf der Pflegeheimliste werden bis auf 
die durchschnittlich Belegung reduziert, wenn in drei aufeinanderfolgenden Jahren 
die Auslastung gemäss Jahreserhebung und Kostenrechnung unter 92 % lag (An-
zahl Pflegetage / 365). Bei Pflegeheimen mit weniger als 50 Plätzen wird eine Re-
duktion erst ab fünf nicht belegten Plätzen wirksam. Die Reduktion wird im An-
schluss an die Pflegeheimplanung 2016 erstmalig durchgeführt und anschliessend, 
wenn konkrete Anträge zur Aufnahme zusätzlicher Plätze auf die Pflegeheimliste 

http://www.gesundheit.tg.ch/
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vorliegen. Auf diese Weise reduzierte Plätze können durch den Regierungsrat ohne 
neue Bedarfsanalyse einem oder mehreren anderen Pflegeheimen zugeteilt werden. 

15.2 Detailablauf für Gesuche zur Aufnahme auf die Pflegeheimliste 

Nachstehend wird der Mechanismus aufgezeigt, nach welchem zusätzliche Plätze für 
einzelne Pflegeheime auf die Pflegeheimliste aufgenommen werden: 

- Die Gesamtzahl der Pflegeheimplätze für den Kanton Thurgau gemäss beschlosse-
nem Szenario bzw. den Planwerten für Kurzzeitplätze bzw. denjenigen für Akut- und 
Übergangspflege lassen zusätzliche Pflegeheimplätze zu. 

- Der vollständige Antrag zur Aufnahme neuer bzw. zusätzlicher Plätze auf der Pfle-
geheimliste sind dem Amt für Gesundheit einzureichen. Die Anträge werden in der 
Reihenfolge des Eingangs berücksichtigt. Das Amt führt auf seiner Homepage eine 
Liste über die Planwerte und eingereichten Anträge.  

- Der Antragsteller hat wie bisher einen Bedarfsnachweis auf Basis der aktuell verfüg-

baren statistischen Daten (insbesondere Statistiken des BFS und der Dienststelle für 
Statistik Kanton Thurgau) einzureichen. Wenn der Bedarf mit den lokalen Planwer-
ten für die Standortgemeinde nicht ausgewiesen ist, ist der regionale Nachweis der 
Planungsregion massgeblich. In diesem Fall müssen dem Bedarfsnachweis die Ent-
scheide der Gemeinden der Planungsregion beiliegen. Diese weisen aus, welche 
Anzahl Plätze ihres Bedarfs sie dem vorgelegten Antrag zuweisen.  

- Der Trend zu betreuten Wohnformen wird weiter anhalten. Gemeinden können Pfle-
geheime mit innovativen Wohnangeboten (z. B. Betreutes Wohnen) bei der Zuwei-
sung ihrer Planwerte bevorzugt behandeln. Neue Pflegeheime haben einen Busi-
ness-Plan auf Basis der üblichen Tarifierungen und mit den ausgewiesenen Min-
destanforderungen (insbesondere bezüglich Personaldotation und -qualifikation) 
vorzulegen. 

- Die Anträge mit dem Bedarfsnachweis, den massgeblichen Grundlagen betreffend 
die Erfüllung der Mindestanforderungen und bei bestehenden Institutionen einer 
Checkliste des Amtes für Gesundheit werden santésuisse/tarifsuisse AG zum recht-
lichen Gehör unterbreitet. 

- Das Ergebnis der Vorprüfung wird den Antragsstellern schriftlich mitgeteilt. Es liegt 
im Ermessen der Antragsteller, ob sie bei einer ungünstigen Beurteilung am Antrag 
und der Projektrealisierung festhalten oder Modifikationen vornehmen wollen. Die 
definitive, rechtsmittelfähige Beurteilung erfolgt in jedem Fall nach der Bauabnahme 
als Gesundheitsbau mit der Änderung resp. Verzögerung einer Änderung der Pfle-
geheimliste. 

- Ausserkantonale Pflegeheime werden nur auf Antrag und nur dann auf die Pflege-
heimliste des Kantons Thurgau aufgenommen, wenn sie mehr als 1 % des Bedarfs 
für die Thurgauer Bevölkerung decken (mind. 30 Plätze) oder im gegenseitigen Ein-
verständnis ein spezielles, im Kanton Thurgau nicht verfügbares Angebot abdecken.  

- Die Pflegeheimliste wird in der Regel einmal jährlich, jedoch maximal zwei Mal pro 
Jahr mit einem rechtsmittelfähigen Beschluss des Regierungsrates geändert. 
 

Gemäss Art. 39 KVG und § 24 Gesundheitsgesetz sowie der Heimaufsichtsverordnung 
(RB 850.71) müssen Pflegeheime über zweckmässige Einrichtungen und das erforder-
liche Fachpersonal sowie über ein Qualitätsmanagement verfügen. Der Kanton legt in 
den Weisungen für Pflegeheime die Mindestanforderungen bezüglich Qualität fest. 



Amt für Gesundheit 

  

49; Stand 23. Februar 2016 

Die Kostendämpfung bei Pensions- und Betreuungskosten wird nicht primär in der indi-
viduellen Wirtschaftlichkeitsprüfung gemäss Planungsauftrag im KVG sondern über den 
EL-Maximaltarif geregelt. 

Als individuelle Aufnahmekriterien nach Massgabe der Qualität und Wirtschaftlichkeit 
gemäss KVG gelten damit: 

- Die kantonalen Mindestanforderungen gemäss den Weisungen des DFS14 sind ein-
gehalten.  

- Eine gültige Betriebsbewilligung liegt vor. 

- Die Pflegekosten der KVG-pflichtigen Leistungen liegen max. 15 % über dem effek-
tiven Durchschnitt der Thurgauer Pflegeheime. Bei Neuaufnahmen gilt der geprüfte 
Business-Plan.  

 

                                            
14

 Weisungen des Departementes für Finanzen und Soziales betreffend die Bewilligung und den Betrieb 
von Einrichtungen für pflegebedürftige Menschen (Pflegeheime). 
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16 Planungsgrundlagen der Pflegeheimplätze für pflegebedürftige 
Menschen mit Behinderung 

16.1 Ist-Situation Wohnplätze für Erwachsene Menschen mit Behinderung 

Menschen mit Behinderung, die einen stationären Heimaufenthalt benötigen, wohnen 
mehrheitlich in einer sozialen Einrichtung mit Leistungsvertrag des Kantons unter der 
Aufsicht des kantonalen Sozialamtes1. Grundlage für den Aufenthalt und die Finanzie-
rung bildet die Interkantonale Vereinbarung für Soziale Einrichtungen (IVSE; RB 850.6). 
Die Zahl der belegten Plätze in IVSE-Einrichtungen hat zwischen 2008 und 2014 um 
187 Personen (durchschnittlich 2,45 % pro Jahr) zugenommen. Der Anteil der Alters-
gruppe ab 65 Jahren in IVSE-Einrichtungen stieg gemäss Planungsbericht 2015 - 20202 
in dieser Zeitperiode stark an (+43 Personen, +95.6 %). Tabelle 10 zeigt die Nutzung 
der Plätze aufgrund der internen Statistik des kantonalen Sozialamtes und den SO-
MED-Daten 2014 des BFS. Die BFS-Statistik bezieht sich auf den Kanton Thurgau als 

zivilrechtlichen Wohnsitz, einschliesslich Einrichtungen ohne Leistungsvertrag. 

Personen bzw. Plätze 
für Menschen mit  
Behinderung 

IVSE-Einrichtung 
mit Leistungsver-
trag, 30.9.20141) 

IVSE-Einrichtung 
mit Leistungsvertrag,  
14. Dezember 2015 

Einrichtungen für Men-
schen mit Behinderung, 
Sucht oder psycho-
sozialen Problemen 
BFS 20142) 

 
Anzahl 

 
% 

 
TG 

ausser-
kantonal 

Geistige Behinderung 631 58,6 %  
 

518 

 
 

277 

49,7 % 

Körperliche Behinderung  
4 

 
0,4 % 

 
1,8 % 

Sinnesbehinderung 2 0,2 %   0,3 % 

Hirnverletzung 58 5,4 %   * 

Autismus 25 2,3    * 

Psychische Behinderung  
357 

 
33,1 % 

 
205 

 
142 

 
36,6 % 

Sucht Behinderung 5,4 % 

Eingliederung  *   2,0 % 

Unbekannt     4,2 % 

Total Wohnkanton TG   723 -  

Wohnsitz ausserkant.   - -419  

Gesamtzahl in Einrich-
tung im Kt TG, alle Her-
kunftskantone 

 
1ó077 

 
1ó142 

1ó154 Plªtze 
(31.12.2014) 

(1ó584, inkl. Beschªfti-
gung 31.12.2014) 

Tabelle 10: 
1)

 Erhebung SOA 30. September 2014, gemäss Planungsbericht Hochschule Luzern, 23. April 
2015; 

2)
 BFS-Statistik der Sozialmedizinischen Institutionen (keine Pflegeheime), Berechnung aus Tabelle 

10B, Stand der Daten am 19. November 2015, * nicht ausgewiesen, Teil einer anderen Kategorie. 

                                            
1
  Weisungen des Regierungsrates zur Betriebsbewilligung von Einrichtungen für erwachsene Menschen 
(Betriebsbewilligung), mit RRB Nr. 408 vom 30. April 2012 genehmigt, in Kraft gesetzt auf den 1. Mai 
2012. 

2
  Einrichtungen für erwachsene Menschen mit Behinderung im Kanton Thurgau, Planungsbericht für die 
Periode 2015-2020, Fachhochschule Luzern, Soziale Arbeit, 23. April 2015 
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Eine kleinere Anzahl Personen mit Behinderung (unter 65 Jahren und im AHV-Alter) 
lebt in Heimen mit einer Bewilligung als Pflegeheim auf den Grundlagen von § 24 Ge-
sundheitsgesetz unter Aufsicht des Amtes für Gesundheit. Tabelle 11 gibt einen Über-
blick über alle Menschen mit zivilrechtlichem Wohnsitz Kanton Thurgau und dauerndem 
Aufenthalt in einem Heim im Kanton Thurgau. 

Heimaufenthalte 

per 31.12.2014 

mit Wohnkanton 

Thurgau 

 

Pflegeheime1) 
Einrichtungen für Menschen mit  

Behinderung, Suchtproblemen  

und mit psychosozialen Problemen2) 

 

Total 

Jahr <65-jährig 65-jährig  

und älter 
<20-jährig 

20-64-

jährig 

65-jährig 

und älter 

 

2010 140 2ó459 261 1'212 49 4ó121 

2011 145 2ó485 266 1'202 55 4ó153 

2012 152 2ó447 239 1'240 61 4ó139 

2013 137 2ó504 233 1'269 73 4ó216 

2014 134 2ó483 221 1ó286 77 4ó201 

Tabelle 11:
 1) 

Institution gemäss den Weisungen für Pflegeheime, 
2) 

Einrichtung gemäss den Weisungen 
für soziale Einrichtungen, Einrichtungen mit und ohne Leistungsvertrag, inkl. Beschäftigung und Werk-
stätten sowie Sonderschulheimen. SOMED-Daten 2014, Stand 19. November 2015, Auswertung Obsan 
10. Dezember 2015 

16.2 Ist-Situation in der Finanzierung der Pflege von Erwachsenen Menschen 
 mit Behinderung in Heimen 

Pflegebedürftige Personen werden in den IV-Einrichtungen häufig durch lokale Spi-
texdienste gepflegt, deren Leistungen nach den Regeln der Pflegefinanzierung gemäss 
KVG abgerechnet werden. Wenn die Zahl der pflegebedürftigen Personen und/oder die 
Intensität der Leistungen für die Spitex nicht mehr angemessen sind, tritt die pflegebe-
dürftige Person in ein Pflegeheim über oder die Einrichtung stellt eigene Pflegefachper-
sonen ein. Die Abgeltung der IV-Einrichtung erfolgt weiterhin nach der Systematik für 
Behinderteneinrichtungen (vgl. Abbildung 11) in einer gemischten Finanzierung aus Bei-
trägen an die Einrichtung (Investitionsbeiträge und Objektbeiträge) und Beiträgen an die 
Leistungen für die einzelne Person (subjektorientierte Objektbeiträge). Einige Heime er-
halten höhere subjektorientierte Betriebsbeiträge, da sie mehr Pflegeleistungen erbrin-
gen müssen. Diese Zuschläge wurden durch externe Experten über Einstufungen mit 
dem Abklärungsinstrument RAI-RUG ermittelt. Die Krankenversicherer und die Ge-
meinden beteiligen sich folglich nicht an der Mitfinanzierung der Pflegeleistungen in  
IVSE-Einrichtungen. Personen in IVSE-Einrichtungen, die das AHV-Alter erreichen, wird 
in Bezug auf den Wohn-, Beschäftigungs-, Betreuungs- und Finanzierungsstandard Be-
sitzstandwahrung gewährt, solange sie in der Einrichtung sind. 

Für die kleinere Anzahl Menschen mit Behinderung, die in Pflegeheimen lebt, erfolgt die 
Betreuung und Pflege auf der Grundlage des KVG (Bund und Kanton). Die Finanzie-
rung folgt Art. 25a KVG bzw. § 15 bis 21 TG KVG sowie der dazu gehörenden Verord-
nung (TG KVV). Pension, Beschäftigung und Betreuung in Pflegeheimen können unter 
bestimmten Bedingungen über das kantonale Sozialamt als individuelle Berechnung 
gemäss IFEG mitfinanziert werden, soweit die Kosten den anrechenbaren Teil der Be-
wohnerin bzw. des Bewohners und die Entschädigungen der EL, Hilflosenentschädi-
gung (HE) und IV-Rente übersteigen (vgl. Abbildung 11). Mit Erreichen des AHV-Alters 
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erlischt im Sinne des Normalisierungsprinzips das Recht auf Beiträge an Beschäfti-
gungs- und Betreuungsleistungen in den Pflegeheimen. Es wird keine Besitzstandwah-
rung gewährt. Sofern die Renten und EL-Beiträge nicht genügen, wird die Gemeinde 
wie bei nicht behinderten Menschen über Sozialhilfebeiträge belastet. Ein Eintritt in eine 
IVSE-Einrichtung ist nach Erreichen des AHV-Alters nicht mehr möglich. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abbildung 11: Finanzierung der Heimaufenthalte für Menschen mit Behinderung in Pflegeheimen gemäss 
Gesundheitsgesetz und KVG, zusätzliche IFEG-Finanzierung aufgrund Einzelfallberechnung in drei Pfle-
geheimen im Vergleich zu IV-Einrichtungen mit Leistungsvertrag unter IVSE-Finanzierung 

16.3 Ausserkantonale Inanspruchnahme / Bewohnerströme in IV-Einrichtungen 

Die ausserkantonalen Wanderungsbewegungen von Menschen mit Behinderung sind 
deutlich ausgeprägter als von Menschen im AHV-Alter (vgl. Tabelle 3 in Anhang 5 bzw. 
12b BFS). Im Jahr 2014 stammten 46,9 % der Bewohnerinnen und Bewohner in Thur-
gauer IV-Einrichtungen aus anderen Wohnkantonen3. In den Einrichtungen mit Leis-
tungsvertrag waren es gemäss Statistik des Sozialamtes am 14. Dezember 2015 
36,7 %. Die Netto-Zuwanderung aus anderen Kantonen betrug gemäss BFS-Statistik 
15,9 % bezogen auf die im Thurgau betreuten Kantonseinwohnerinnen und -einwohner.  

Die Pflegeheimplanung 2016 richtet sich nach dem Bedarf an stationären Plätzen für 

pflegebedürftige Menschen mit Behinderung mit zivilrechtlichem Wohnsitz im Kanton 
Thurgau. Plätze für Personen mit ausserkantonalem Wohnsitz werden nicht berücksich-
tigt. 

                                            
3
  BFS; Statistik der sozialmedizinischen Institutionen, provisorische Standardtabellen 2014, gemäss 
Stand der Daten am 19. November 2015; www.bfs.admin.ch > Themen > Sozialmedizinische Institutio-
nen 

http://www.bfs.admin.ch/
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16.4 Auswertungen in Zusammenhang mit den Ergänzungsleistungen zur IV 

Bei der Entwicklung des Anteils der EL-Bezügerinnen und EL-Bezüger zur IV über die 
letzten 15 Jahre zeigt sich ein ähnliches Bild wie bei den Beiträgen zur AHV. Auch beim 
Anteil der EL-Bezügerinnen und EL-Bezüger in Heimen folgt die EL zur IV dem gleichen 
Muster wie die EL zur AHV. Die Westschweizer Kantone, der Kanton Tessin und Basel-
Stadt haben die tiefsten Anteile in Heimen, sie haben gleichzeitig insgesamt die gröss-
ten Quoten an EL-Bezügerinnen und EL-Bezügern an der Bevölkerung (vgl. Abbildun-
gen 12 und 13).  

 

  

 

 

 

 

sche 

 

 

 

 

 

Abbildung 12: Anteil der Bezügerinnen und Bezüger von EL zur IV in Heimen im Vergleich zur Gesamt-
zahl der EL-Bezügerinnen und EL-Bezüger zur IV (zu Hause und im Heim). 
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Anteil EL-Bezügerinnen und EL-Bezüger bezogen auf die 
Bevölkerungszahl (21-64-jährig) 

unter 65 Jahren zu Hause und im Heim im Jahr 2014

EL-Bezügerinnen und EL-Bezüger unter 65-jährig
zu Hause

EL-Bezügerinnen und EL-Bezüger unter 65-jährig
im Heim

 

Abbildung 13: Anteile der erwachsenen Bezügerinnen und Bezüger von Ergänzungsleistungen zur IV un-
ter 65-jährig bezogen auf die gleichaltrige Bevölkerung zu Hause und im Heim. 



Amt für Gesundheit 

  

55; Stand 23. Februar 2016 

17 Zukünftiger Bedarf an Pflegeheimplätzen für Menschen mit Be-
hinderung 
Es gibt keinen ersichtlichen Grund, warum die Pflege von Menschen mit Behinderung 
anders gehandhabt und finanziert werden soll als von Menschen in Pflegeheimen. In 
der Bedarfsplanung sollen daher auch die pflegebedürftigen Menschen in IV-
Einrichtungen einbezogen werden.  

Da in den IV-Einrichtungen in der Regel bisher keine Pflegeeinstufungen mit den Be-
darfsabklärungsinstrumenten des KVG durchgeführt werden, wird für den Pflegebedarf 
auf den Grad der Hilflosigkeit bei der Bemessung der HE abgestellt. Vermutlich würde 
ein Grossteil aller Bewohnerinnen und Bewohner einen Pflegebedarf im Sinne des KVG 
ausweisen. Insbesondere dürften alle drei HE-Stufen (leicht, mittel und schwer) KVG-
pflichtige Pflegeleistungen beinhalten4.  

In der vorliegenden Bedarfsabschätzung werden jedoch die HE-Stufen mittel und 
schwer zugrunde gelegt. Alle weiteren Plätze in IV-Einrichtungen werden anlog zum Be-

treuten Wohnen in unmittelbarer Nähe von Pflegeheimen gehandhabt (vgl. Kap. 8). Bei 
IV-Einrichtungen, die eine Pflegeabteilung haben, welche die Kriterien des DFS für 
Pflegeheime erfüllt, können damit nebst der Pflegeabteilung selbst maximal ein Drittel 
der weiteren Plätze in den Wohngruppen auf die Pflegeheimliste aufgenommen werden.  

Der aktuelle Bedarf ergibt sich aufgrund der SOMED-Daten 2014 wie folgt:  

Hilflosenentschädigungsgrad leicht mittel schwer unbekannt 

SOMED-Daten 2014 9,4 % 10,6 % 12,7 % 22,5 % 

Tabelle 12: Anteile des HE-Grades bei den Personen in IV-Einrichtungen auf Basis der SOMED-Daten 
2014, BFS Datenstand 19. November 2015, Tabelle2 Anhang 5. 

In den IV-Einrichtungen sind durchschnittlich 23,3 % der Personen in den HE-Stufen 
mittel und schwer eingereiht. Mit den SOMED-Daten per 31. Dezember 2014 für den 
Wohnkanton Thurgau gemäss Tabelle 13 werden folgende aktuellen Bedarfswerte für 
Menschen mit Behinderung berechnet: 

Berechnung Pflegeheim-

plätze für Menschen mit  

Pflegeheime IV-Einrichtungen mit  
Leistungsvertrag 

 
Total 

Behinderung  

Bedarf 2014/2015 

< 65-jährig Personen mit HE 
mittel/schwer1) 

Betreutes 
Wohnen2) 

 

Zivilrechtlicher Wohnsitz 

Kanton Thurgau 

Aufenthalt im Kanton TG 

134 224 166 524 

Zivilrechtlicher Wohnsitz 

Kanton Thurgau 

Aufenthalt in ausserkan-

tonaler IVSE-Einrichtung 

- (369-224) 3) (405-166) (384) 

Pflegeplätze zivilrecht-

licher Wohnsitz Kt. TG 
134 369 405 908 

                                            
4
 Daten zur Festlegung von Zusatzbeiträgen des Sozialamtes: Bei allen 123 Personen in den sechs IV-
Einrichtungen, die bisher mit dem Instrument RAI-RUG abgeklärt wurden, lag der Pflegebedarf mindes-
tens in der Pflegestufe 3. Eingeschlossen sind diejenigen Personen, die eine leichte HE beziehen.  












